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An der Ruhr gärt es! Die Rebellion der empörten Funktionäre der Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie gegen ihren Hauptvorstand und der Streik

der Hüttenarbeiter bei Krupp um die Abwehr von Massenentlassungen sind Aus-
druck der wachsenden Unruhe unter der Arbeiterschaft, die sich dagegen wehrt,
daß die Rationalisierungswelle und die Umstrukturierung bestimmter Wirt-
schaftszweige an der Ruhr allein zu ihren Lasten geht.

Für den Kohlenbergbau kommen die Versäumnisse der Bundesregierung und
der nordrhein-westfälischen Landesregierung hinzu, die es unterlassen haben,
durch eine vernünftige Energiepolitik die Existenzgrundlage der Bergarbeiter
zu sichern. Es muß die Erregung der Kumpels bis zur Siedehitze steigern, wenn
sie nun seit acht Jahren zusehen müssen, wie die Krise im Bergbau ihren müh-
sam errungenen Lebensstandard ins Wanken bringt und alle „Hilfsmittel“ der
Bundesregierung ausschließlich den Zechenunternehmern zugute kommen. In den

Geschäftsberichten der Kohlenkonzerne

Denkzettel
für Versagen

ist zu lesen, daß die Subventionen, die
aus Steuermitteln für stillgelegle Kapa-
zitäten bezahlt werden, sich in den
Dividenden niederschlagen, ja daß es
Zechen gibt, die allein aus den Sub-
ventionen für nicht geförderte Kohle
Dividenden zahlen.

Es ist zwar an der Ruhr während der

an der Ruhr

ihrem bis-

Kohlenkrise noch keine Kohlenzeche in
Konkurs gegangen, aber Zehntausende
von Bergarbeitern haben in ihrem Ver-
lauf die Existenzgrundlage verloren.
In der Öffentlichkeit wird von Regie-
rungsseite der Eindruck erweckt, als

fände jeder, der seinen Arbeitsplatz an der Ruhr aufgeben muß, einen entspre-
chenden neuen; aber das ist nicht einmal halb wahr, denn einerseits verhindern
die Zechenunternehmen mit Erfolg die Ansiedlung neuer Industrien an der Ruhr,
und zum anderen ist ein Arbeitsplatzwechsel nur jungen Menschen möglich. Die
Praxis hat erwiesen, daß Arbeiter und Angestellte, die das 40. Lebensjahr über-
schritten haben und Gesundheit und Arbeitskraft ihren Zechenherren opferten,
kaum einen neuen Arbeitsplatz finden, geschweige denn einen, der
herigen sozialen Standard entspricht.

Bundesregierung und nordrhein-westfälische Landesregierung haben an unzäh-
ligen Beispielen bewiesen, daß für sie die Belange der Unternehmer vor denen
der Lohn- und Gehaltsempfänger rangieren. Ihre Sorge galt allein der Sicherung
einer privatkapitalistischen Wirtschaftsordnung, die unfähig ist, Stabilität und
wirtschaftliche Sicherheit zu garantieren. DieSorge um die schaffenden Menschen
an Rhein und Ruhr hat die Landesregierung ebenso wie der Bundeskanzler
Erhard den Arbeitern selbst und ihren Gewerkschaften überlassen.

Die Wahl in Nordrhein-Westfalen sollte für die Arbeiter und Angestellten eine
passende Gelegenheit sein, die von der CDU beherrschte Landesregierung von
der politischen Bühne wegzufegen, denn an Rhein und Ruhr geht es nicht mehr
um mehr oder weniger Lohnerhöhung, sondern um die soziale Sicherheit, um
die Sicherung des Arbeitsplatzes und damit um die Existenz für Millionen
Arbeiterfamilien. sr
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Freiheitliches Denken
„Sie brauchen nicht erst im SPIEGEL
zu lesen, um zu wissen, daß der selb-
ständige Unternehmer kaum noch Le-
bensraum findet. Sein Risiko übersteigt
meist das Erträgliche.“ So heißt es in
der Anzeige einer jener Gesellschaf-
ten, die u. a. in Spanien und Portugal
Ferienhäuser bauen.
Diese bedauernswerten Unternehmer!
Aber sie brauchen keineswegs ver-
zweifeln, denn für sie ist Hilfe da:
„Das Zweithaus dort, wo Europa am
schönsten ist, bedeutet für den Selb-
ständigen mehr als ein Platz der Er-
holung. Es ist ein Refugium der Le-
bensbesinnung und der Sicherheit.
Darum sind so viele Selbständige
Freunde der . . . (wir verschweigen
den Namen, von wegen Schleichwer-
bung), deren Wohnparks Schutzgebiete
freiheitlichen Denkens sind."
Wo aber, so muß man fragen, finden
die Lohn- und Gehaltsempfänger, deren
Jahreseinkommen im Durchschnitt nur
rund 7000 DM beträgt, Lebensbesin-
nung und Sicherheit und ihre „Schutz-
gebiete freiheitlichen Denkens in ei-
nem Land, das sich anschickt, das frei-
heitliche Denken mit Notstandsgeset-
zen totzuschlagen?! okolus
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Eine Chance wird vertan Für Begegnungen n/st junger
DDR-Gewerkschaftern

SPD-Parfeivorstand konnte sich nicht zu eigener Politik aufraffen

Das gesamtdeutsche Gespräch ist in eine tiefe Krise geraten

Die Vorbereitungen für den Redneraustausch zwischen der SED und der SPD
sind in eine Krise geraten. Diese bedauerliche Tatsache wird von der CDU/CSU
mit einer fühlbaren Genugtuung registriert. Der CDU/CSU war es von Anfang
an ein Stein des Anstoßes, daß die Initiative in der Deutschlandfrage von den
beiden Arbeiterparteien ausging, die damit das politische Konzept der Bundes-
regierung über den Haufen warfen. Der krampfhafte Versuch des CDU/CSU-
Fraktionsvorsitzenden Barzel, mit naiven und unausgegorenen „Vorschlägen"
der SPD den Wind aus den Segeln zu nehmen, zeigte ebenso wie die sich ein-
ander widersprechenden Erklärungen aus dem Regierungslager zur Deutschland-
frage die völlige Ratlosigkeit jener, deren „Deutschlandpolitik" darin besteht,
jede Politik zu verhindern, die Gesamtdeutschland dient.

Dies also wäre die Stunde der Sozial-
demokratischen Partei in der Bundes-
republik, wenn sie sich dazu aufraffen
könnte, in der begonnenen Diskussion
wirklich neue Wege zu gehen und, um
eine Floskel Brandts zu benutzen, sich
nicht scheuen würde, die „heiligen
Kühe" aufzuscheuchen.

I
Aber scheinbar fehlt es dem Partei-
vorstand an Mut zur Konsequenz,
und so erlebt der Bundesbürger das
nicht gerade erhebende Schauspiel,

daß der Parteivorstand einer Par-

tei, die vor der Übernahme der

Regierungsmacht in der Bundes-

republik steht, sich die Erlaubnis

für ihre Deutschlandpolitik von
der CDU/CSU holt, die als Parteipolitisch abgewirtschaftet hat.

Das ist der Tatbestand, wenn man ihn
nüchtern betrachtet. Darüber täuschen
auch alle Versuche der bundesdeut-
schen Presse nicht hinweg, die Schuld
an der gefährlichen Situation, in die
das Deutschlandgespräch geraten ist,
der SED in die Schuhe zu schieben,
die angeblich mit unerfüllbaren Forde-
rungen die Versammlungsaktionen
sabotiert.

Was aber hat die Atmosphäre so ver-
giftet, daß der Versuch, miteinander
ins Gespräch zu kommen, zunächst ge-
scheitert ist. Da ist einmal die gren-
zenlose Überheblichkeit, mit der in
der Bundesrepublik jene behandelt
werden, mit denen man doch angeblich
sprechen will. Sie werden, wie Ulbricht
und andere Staatsfunktionäre der DDR,
als Verbrecher und Mörder bezeichnet,
denen man „freies Geleit" gnädig ge-
währen will, wenn sie zu der vorge-
sehenen gemeinsamen Versammlung
nach Hannover kommen wollen, wo-
bei es dann aber auch noch von dem
guten oder schlechten Willen des Ju-
stizministers abhängt, für wen dieses
freie Geleit gelten oder nicht gelten
soll.

Man könnte die Frage stellen, was
Brandt, Erler oder Wehner dazu sagen
würden, wenn sie auf der anderen
Seite in einer ähnlichen Weise apo-
strophiert würden und unter gleichen 

entwürdigenden Bedingungen nach
Karl-Marx-Stadt — das in der Bundes-
republik mit konstanter Bosheit Chem-
nitz genannt wird — eingeladen wür-
den. Konnte man auch von den Ver-
tretern der CDU/CSU nichts anderes
erwarten, ist es nur zu bedauern, daß
auch die SPD sich in gleicher Weise
im Ton vergriff.

Was soll überhaupt diese Überheb-
lichkeit? Wenn Willy Brandl auf dem
Parteitag der SPD feststem, daß „auch
in der Zone" viel geleistet wurde, so
ist diese Leistung ja zweifellos auch
mit den Kommunisten erreicht wor-
den; und wenn man weiter überlegt,
daß die DDR Reparationen für die
furchtbaren Schäden und Verluste, die
die Sowjetunion durch den Hitler-Krieg
erlitten hat, bezahlte, während in der
Bundesrepublik die Wirtschaft mit
amerikanischen Dollars aufgebaut
wurde, muß man die Leistung der
Kommunisten sogar höher einschälzen
als die Verdienste Erhards samt seiner
freien Marktwirtschaft.

Es ist unbegreiflich, daß Brandt, Weh-
ner und Erler — doch zweifellos intel-
ligente Politiker — annehmen, man
könne nach Karl-Marx-Sladt fahren
und die SED-Redner nach Hannover
holen, lediglich um den Kommunisten
die Leviten zu lesen, und großzügig
darauf verzichten, sie als gleichberech-
tigte Gesprächspartner anzuerkennen.

Das Gerede hier in der Bundesrepu-
blik, man wolle alles tun, um den
„Menschen in der Zone" zu helfen
allein aus humanitären Gründen,
kann man bald nicht mehr hören
oder lesen. Als wenn nicht alle Po-
litik den Menschen dienen muß!
Aber es ist zu billig, wenn Regie-
rungsparteien und SPD nur immer
auf Kosten der DDR in Menschlich-
keit machen wollen, ohne zu über-
legen, daß man den Menschen in
der DDR auch helfen könnte, wenn
man einmal selbst mit dummen und
überholten Tabus bricht und auf
den arroganten Alleinvertretungs-
anspruch verzichtet.

Auf dem süddeutschen Jugendlag des
DGB in Wiesbaden, der kürzlich statt-
fand, forderten die Vertreter der jun-
gen Gewerkschafter aus Hessen,
Rheinland-Pfalz, Saar, Bayern (und
Baden - Württemberg die Aufnahme
von Kontakten zu den Jugendlichen in
der DDR. Diese Beziehungen durften
nicht allein die Angelegenheit der ge-
werkschaftlichen Spilzengremien sein.
Insbesondere sollen nach dem Willen
des DGB-Jugendlages alle Möglich-
keiten auf kulturellem und sportlichem
Gebiet zur Herstellung und zum Auf-
bau gegenseitiger Beziehungen mit
der DDR-Jugend ausgenutzl werden.

Von der DDR wird verlangt, daß sie
politische Vorstellungen um der
„Menschlichkeit willen" aufgibt. Die
Politiker in Bonn aber pfeifen auf Er-
leichterungen für die Bürger in beiden
deutschen Teilstaaten und auf die viel-
zitierte Menschlichkeit, wenn sie da-
für auf eingebildete Rechte und irreale
Tabus verzichten sollen. Es gäbe we-
der Mauer noch „Schießbefehl", wenn
sich die Bundesregierung dazu verste-
hen würde, die Realität der DDR anzu-
erkennen, um damit sachliche Bezie-
hungen zwischen beiden deutschen
Teilstaalen zu ermöglichen.

Dabei ist es offensichtlich, daß die Zeil
gegen die überholte Politik der Bun-
desregierung arbeitet. Dafür gibt es
in Berlin ein treffendes Beispiel: Nach
dem Bau der Mauer hat die Regierung
der DDR dem Berliner Senat angebo-
ten, eine Passierscheinstelle für drin-
gende Fälle einzurichlen. Mit Ent-
rüstung hat damals der Senat diesen
Vorschlag abgelehnl. Heute stellt sich
der Berliner Senat entrüstet, wenn
der Vertreter der DDR-Regierung für
die Aufrechterhaltung dieser Stelle,
die am Zuge der Passierscheinaktion
eingerichtet wurde, politische Zuge-
ständnisse verlangt. Es wird in der
Deutschlandpolitik nicht anders wer-
den. Das, was man heule oder gestern
schon durch Verhandlungen und poli-
tische Vernunft erreichen könnte, wird
man später mit einem um so höheren
Preis bezahlen müssen.

Scheitert der Redneraustausch als Be-
ginn einer Versachlichung der Bezie-
hungen beider Teile Deutschlands
durch politische Arroganz und Über-
heblichkeit, dann hat der Parteivor-
stand der SPD eine große Chance ver-
tan. Nimmt er sie aber wahr, erwirbt
er sich zugleich politische Verdienste
um den Frieden und die Sicherheit
Deutschland und Europa. H. Seeger 
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d e GAULIS IN MOSKAU

Der französische Staatspräsident de
Gaulle ist auf seinen Reisen in der
Sowjetunion nicht nur von der Bevöl-
kerung herzlich begrüßt worden, er ist
audi mit seinen Gastgebern in allen
wesentlichen politischen Fragen ins
reine gekommen. In der „Moskau-
Erklärung" heißt es dazu, die Gesprä-
che hätten in einer Atmosphäre „größ-
ter Herzlichkeit stallgefunden. Über-
einstimmung hat es u. a. in der Frage
der Oder-Neiße-Grenze gegeben, die
von beiden Gesprächspartnern als end-
gültig angesehen wird, ferner hin-
sichtlich der Verweigerung von Atom-
waffen für die Bundesregierung und
der Verurteilung des grausamen Ag-
gressionskrieges der USA gegen das
vietnamesische Volk.

Die Bundesregierung und die bundes-
deutsche Presse versuchen zwar, den
Erfolg der Reise de Gaulles herabzu-
mindern, jedoch gleichzeitig das Auf-
treten des Generals in Moskau als
einen Erfolg für die Bundesregierung
und ihre Politik hinzustellen. Aber aus
den gequälten Kommentaren wird
deutlich, daß das bundesdeutsche Lob
für de Gaulles Auftreten in Moskau
vor allem der Sorge entspringt, bei
aller Enttäuschung nicht noch mehr
Differenzen zwischen Frankreich und
der Bundesrepublik zu wecken, als
durch den NATO-Auszug de Gaulles
ohnehin sichtbar geworden sind. Bei
der Behauptung aber, daß mit der Ab-
lehnung de Gaulles, die Anerkennung
der DDR zu akzeptieren, gleichzeitig
der „Alleinvertretungsanspruch" der
Bundesregierung von ihm betätigt
worden sei, war zweifellos der Wunsch
Vater des Gedankens. sr

DATUM DER SCHANDE

Am 22. Juni jährte sich zum 25. Male
der Tag, an dem die Hitler-Wehrmacht
unter Bruch des Nichtangriffspaktes in
die Sowjetunion einfiel. Mit diesem
Überfall trat der zweite Weltkrieg in
seine entscheidende Phase ein. Es war
ein Krieg, der von den Nazis mit bei-
spielloser Brutalität und Härte und
entgegen allen völkerrechtlichen Ge-
pflogenheiten geführt wurde. Erst nach
der Entscheidungsschlacht in Stalin-
grad, die die große Wende des zwei-
ten Weltkrieges einleitete und zur Be-
freiung der von den Nazis besetzten
Gebiete führte, erkannte die schau-
dernde Menschheit das Ausmaß der
Versklavung und Vernichtung ganzer
Bevölkerungsschichten.

Als sich im Mai 1945 sowjetische und
amerikanische Truppen an der Elbe
vereinigten und im zerstörten und
brennenden Berlin der Krieg mit der
bedingungslosen Kapitulation der Hit-
lerarmeen endete, blieb für das deut-
sche Volk nichts zurück als Not, Elend,
Trümmer und Schande, eine furchtbare
Verwirklichung des Hitler-Ausspruchs:
«Gebt mir vier Jahre Zeit und ihr wer-

det Deutschland nicht wiedererken-
nen."

Für die jungen Menschen in der Bun-
desrepublik ist dieser schaurige Ver-
nichtungskrieg der Nazis bereits Ge-
schichte geworden. Um so notwendi-
ger wird es bleiben, immer wieder an
den millionenfachen Tod sinnlos und
verbrecherisch geopferter Soldaten und
Zivilisten zu erinnern. Aber es muß
auch jener gedacht werden, die als
Widerstandskämpfer gegen den Hit-
lerkrieg zu Tausenden ihr Leben op-
ferten, um dem Wahnsinn Einhalt zu
gebieten, und jener Hunderttausender
Gewerkschafter, Sozialdemokraten,
Kommunisten, Geistlichen und libera-
len Bürger, die in die Konzentrations-
lager, Zuchthäuser und Gefängnisse
verschleppt wurden, und von denen
Unzählige grauenvoll zu Tode gemar-
tert wurden.

Die historische Wahrheit gebietet dar-
über hinaus, ebenfalls nicht die 20
Millionen sowjetischer Männer, Frauen
und Kinder zu vergessen, denen die
Nazibarbarei das Leben kostete, nicht
zu vergessen, daß in dem Hitlerkrieg
1745 Städte und 70 000 Dörfer, 32 000
Industriebetriebe, 84 000 Schulen und
40 000 Hospitäler in der Sowjetunion
zerstört wurden.

Diese furchtbaren Zahlen sind eine
Verpflichtung, 25 Jahre nach jenem
verhängnisvollen Tag des mili-
tärischen Überfalls auf die Sowjet-
union endlich Schluß mit der Politik
des kalten Krieges zu machen und
die Bundesregierung zu zwingen,
ihre Beziehungen zu allen Völkern,
auch zu den Völkern der Sowjet-
union und den anderen östlichen
Nachbarstaaten, zu normalisieren.
Die wichtigste Voraussetzung hier-
für ist die eindeutige Verzichterklä-
rung der Bundesrepublik auf die
Revision der durch den zweiten
Weltkrieg geschaffenen Grenzen.

Jedem Bürger unseres Staates sollte
klar sein, daß ohne oder gar gegen
die Sowjetunion eine Lösung der Le-
bensfragen unseres Volkes unmöglich
ist. Allein von einer Politik, die auf
Demokratie und Freiheit im Innern und
auf Abrüstung, Atomwaffenverzicht
und Freundschaft mit allen Völkern
nach außen gerichtet ist, hängt es ab,
ob die Bundesrepublik zu einem Fak-
tor der Stabilität und des Fortschritts
in einem friedlichen Europa werden
kann. V. N.

FRIEDENSKONFERENZ

IN GENF

In Genf fand eine Konferenz des Welt-
friedensrates statt, auf der Delegierte
aus der ganzen Welt sich in eingehen-
den Diskussionen mit den Problemen
der Sicherung des Friedens beschäftig-
ten. Von besonderer Bedeutung waren
dabei die Aussprachen über ein Memo-

randum zur europäischen Sicherheit
und die weltweiten Aktionen zur Be-
endigung des Krieges in Vietnam.

In dem Memorandum zur euro-
päischen Sicherheit heißt es u. a.,
daß das Problem der europäischen
Sicherheit ein untrennbarer Teil der
internationalen Sicherheit ist. Ge-
genwärtig gefährde die Auswei-
tung des amerikanischen Aggres-
sionskrieges in Vietnam in stei-
gendem Maße den Weltfrieden,
weil dieser Krieg das Risiko eines
Atomkrieges in sich trage, der die
ganze Welt in einen totalen Krieg
hineinziehen würde.

Zur Situation Europas wird in dem
Memorandum erklärt, daß innerhalb
der NATO die Widersprüche und auch
die Widerstände über die Nuklear-
strategie des Paktes stark anwachsen,
nicht zuletzt durch das hartnäckige
Drängen der deutschen Bundesregie-
rung auf Teilnahme an der Verfü-
gungsgewalt und dem Mitbesitz am
Kernwaffenpotential. Soweit es um das
Verhalten der USA geht, heißt es wei-
ter, werden Befürchtungen laut, durch
die integrierte Militärstruktur der
NATO in Abenteuer der amerika-
nischen Außenpolitik hineingezogen
zu werden. Das Verlangen der deut-
schen Bundesregierung nach territoria-
len Veränderungen in Europa wird in
zunehmendem Maße als Unruhefaktor
in Europa gewertet.

In einer von der DDR-Regierung vor-
gelegten „Magna Charta der euro-
päischen Sicherheit" wird zur Verbes-
serung der allgemeinen Atmosphäre
die Normalisierung der Beziehungen
zwischen den europäischen Staaten auf
diplomatischer Ebene wie auch auf den
Gebieten der Wirtschaft, der Wissen-
schaft und der Kultur vorgeschlagen;
ferner •wird eine deutsche Friedens-
regelung gefordert und die Versach-
lichung der Beziehungen zwischen den
beiden deutschen Teilstaaten als we-
sentlicher und notwendiger Faktor für
die gesamteuropäische Entspannung
bezeichnet.

Zum Schluß fordert das Memorandum
eine Konferenz über europäische Si-
cherheit und Zusammenarbeit im Inter-
esse des Weltfriedens. In einem Brief
an den Präsidenten des UN-Abrü-
stungsausschusses in Genf hat sich der
Weltfriedensrat nachdrücklich für den
baldigen Abschluß eines Vertrages
über die Nichtweitergabe von Kern-
waffen ausgesprochen und Maßnah-
men zur stufenweisen Abrüstung der
Atombewaffnung als wesentlich für
die Erhaltung des Friedens bezeichnet.

In den Aussprachen wurde wiederholt
auf die Rolle der Gewerkschaften und
ihre Aufgaben in der Weltfriedens-
bewegung hingewiesen. Eine Anregung
aus der englischen Delegation, eine
Friedenskonferenz aller Gewerkschaf-
ten Europas einzuberufen, sollte vom
Weltfriedensrat ernsthaft erwogen
werden. H. S.
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Das Nein wird mißdeutet
DGB-„Notstandskommission" mit nur zwei Gegnern

Die Aktionen gegen Notstandspläne jetzt weiterführen

Seit dem 7. Bundeskongreß des DGB in Berlin ist in der Frage der gewerkschaft-
lichen Haltung zu den Notstandsplänen der Bundesregierung eine Entwicklung
eingetreten, die zu ernsten Besorgnissen Anlaß gibt. Es muß in aller Offenheit
gesagt werden: Es besteht die Gefahr, daß die Gegner des Berliner Anti-Not-
standsbeschlusses diesen mit Zweckdeutungen unterlaufen.

Als im März — Wochen vor dem
7. DGB-Kongreß — der Bundesaus-
schuß einen Antragsentwurf des ge-
schäftsführenden Bundesvorstandes
zur Notstandsgesetzgebung ablehnte,
um schließlich dem später angenom-
menen Entschließungsentwurf der IG
Metall den Vorzug zu geben, da hatte
man dafür gute Gründe gehabt. Der
Entwurf des geschäftsführenden Bun-
desvorstandes hatte sowohl die Ab-
lehnung der Notstandsgesetze als auch
Verhandlungen über deren Inhalt vor-
gesehen. Das war der Mehrheit im
Bundesausschuß als zu weitgehend,
als Aufweichung des Beschlusses von
Hannover erschienen, und sie verwarf
darum diese Konzeption.

Jetzt hat der Bundesausschuß auf Be-
treiben des geschäftsführenden Bundes-
vorstandes „in Konkretisierung" des
ablehnenden- Beschlusses von Berlin
einen Beschluß gefaßt, der folgende
Formulierung enthält: „Unter Bezug-
nahme auf den Wortlaut und Inhalt der
Entschließung 16 des 7. Ordentlichen
Bundeskongresses zur Notstandsge-
setzgebung ist der DGB bereit, bei Auf-
rechterhaltung seiner Ablehnung sich
an Erörterungen einzelner Sachfragen
zu beteiligen, um zu versuchen — wo
immer möglich — auf vorgelegte Ent-
würfe Einfluß zu nehmen.'

Zu diesem Zweck wurde beim DGB-
Bundesvorstand eine Kommission ge-
bildet, der folgende Mitglieder ange-
hören: der DGB-Vorsitzende Rosen-
berg; seine Stellvertreter Tacke und
Beermann; der IG Metall-Vorsitzende
Brenner; der Vorsitzende der OTV,
Kluncker; der Vorsitzende der IG Bau-
Steine-Erden, Leber; und der Vorsit-
zende der IG Holz, Vater.

Man muß sich über diese Kommission
und noch mehr über ihre Zusammen-
setzung nur wundem. Obwohl der
Kongreßbeschluß gegen die Notstands-
verfassung mit klarer Mehrheit gefaßt
wurde, finden sich in der Kommission,
die angeblich der Realisierung dieses
Beschlusses dienen soll, die Anhänger
der Leber-Richtung des „bedingten Ja"
in der Mehrzahl. Von den sieben Kom-
missionsmitgliedem sind eigentlich
nur zwei, nämlich Brenner und Vater,
eindeutige Gegner der Bonner Not-
standspläne. Wie aber soll das Nein
der Gewerkschaften von den soge-
nannten „Ja-Sagem" glaubhaft ver-
treten werden?

Die Bildung der Notstandskommis-
sion und ihr Auftrag läuft auf ge-
nau das hinaus, was der DGB-Bun-
desausschuß noch im März abge-
lehnt hatte: über den Inhalt der
Gesetze, die ihrem Wesen und
ihrer Zielsetzung nach nicht demo-
kratisch sein können, zu verhan-
deln. Unter „Respektierung" des
Beschlusses der Mehrheit soll jetzt
getan werden, womit die Minder-
heit nicht zum Zuge kam. Beschlos-
sen wurde in Berlin zwar der An-
trag Otto Brenners; aber die Akti-
vitäten in der Düsseldorfer DGB-
Zentrale laufen auf die Realisie-
rung des unterlegenen Initiativ-
antrages Georg Lebers hinaus.

Es mag manchem als kleinlicher Streit
erscheinen, ob der DGB über die Ge-
setzespläne „verhandeln" darf oder
nicht. Aber das sieht nur so aus und
mag sogar — angesichts der Versiche-
rung, „Wortlaut und Inhalt" des Ber-
liner Beschlusses respektieren zu wol-
len — als unbegründetes Mißtrauen
aufgefaßt werden. Wenn der DGB-
Kongreß mit der Bundesregierung über
die Problematik hätte verhandeln wol-
len, dann hätte er das in seiner Sou-
veränität auch beschlossen.

Wer über den Inhalt der Notstands-
gesetze verhandeln will, akzeptiert
stillschweigend, daß es solche Gesetze
geben darf. Der DGB-Kongreß aber ist
nicht gegen diese oder jene Gesetzes-
passage in den Entwürfen Lückes, son-
dern er ist gegen das Vorhaben über-
haupt. Es kann darum seitens des DGB
und der Gewerkschaften immer nur
Interventionen und Aktionen gegen
den gesamten Gesetzeskomplex
geben.

Daß die Dinge in Sachen Notstands-
gesetzgebung — trotz tausendfacher
Beteuerung der Treue zu Geist und
Buchstaben des Berliner Beschlusses —
in der Praxis gefährlich in eine andere
Richtung laufen, dürfte auch die Äuße-
rung Georg Lebers in dem Interview
mit der „Welt der Arbeit" vom 24. Juni
1966 erkennen lassen. Leber sagte:

„Der Bundesausschuß hat am 13. Juni
1966 einen Vorschlag des Bundesvor-
standes angenommen, wonach beim
Bundesvorstand des DGB eine Kommis-
sion gebildet wird, die den Auftrag
hat, sich an Erörterungen einzelner

Sachfragen der Notstandsgesetzgc-.ung
zu beteiligen und den Versuch zu un-
ternehmen, ,auf vorgelegte Entwürfe
Einfluß zu nehmen'. Diese Interpreta-
tion des Berliner Beschlusses kommt
den Befürwortern des in Berlin ge-
stellten Initiativantrages zur Mitwir-
kung der Gewerkschaften an einer
Noslandsgesetzgebung entgegen.“

Dieser Eindruck ist auch in den ge-
werkschaftlichen Organisationen ver-
breitet. Zahlreiche Gremien, so die
Bezirksdelegiertenkonferenz der IG
Druck und Papier in Frankfurt/Main,
die Jugendkonferenz der Gewerkschaft
Holz und andere, haben in den letzten
Wochen ihren Unwillen über die Ver-
fälschung der Entscheidung des 7. DGB-
Kongresses geäußert. Es stellt sich den
Millionen Gewerkschaftern in der Bun-
desrepublik die Frage, wie die Respek-
tierung eines Beschlusses ihres höch-
sten Organs, wie die Einhaltung der
innergewerkschaftlichen Demokratie
gesichert werden kann.

Das dürfte am wirkungsvollsten ge-
schehen, wenn die örtlichen Organisa-
tionen der Gewerkschaften und des
DGB — ebenso auch im Maßstab der
Kreise und Landesbezirke — mit Pu-
blikationen und öffentlichen Protest-
und Aufklärungsveranstaltungen die
Bevölkerung über Inhalt und Gefahren
der Notslandsgesetzgebung unterrich-
ten. Gleichzeitig müssen jene Funktio-
näre, die glauben, den Kongreßbe-
schluß eigenwillig deuten zu können,
auf ihre Verpflichtung gegenüber der
Organisation und der Demokratie hin-
gewiesen werden. Den Extratouren
von oben müssen demokratische In-
itiativen von unten entgegengesetzt
werden.

Innenminister Lücke hat dieser
Tage den Wunsch geäußert, man
möge in der Öffentlichkeit bis zur
Vorlage der Notstandsgesetze im
Bundestag die Diskussion darüber
ruhen lassen. Aus diesem Ansinnen
kann man ersehen, was die Not-
standsiniliatoren zur Zeit am mei-
sten fürchten, was ihnen das Kon-
zept verderben kann: die Weiter-
führung der Protestbewegung!

Die Gewerkschaften haben mit ihrem
Widerstand gegen den geplanten Ab-
bau der demokratischen Grundrechte
zwei Innenminister scheitern lassen.
Mehr als sechs Jahre bemüht sich die
Bundesregierung vergeblich, in dieser
Angelegenheit zum Ziel zu kommen.
Das erneute Nein der Gewerkschaften
zur Notstands- und Notdienstverfas-
sung hat den dritten mit diesem Kom-
plex befaßten Innenminister — Lücke —
genötigt, die beabsichtigte Vorlage
der Notstandsentwürfe von Juni auf
den kommenden Herbst zu verlegen
und einen Beratungszeitraum von ein-
einhalb bis zwei Jahren ins Auge zu
fassen. Aber auch diese Pläne können
durchkreuzt werden, wenn die Ge-
werkschaften jetzt ihre Aktionen for-
cieren und dabei mit allen demokra-
tischen Kräften Zusammenarbeiten.

G.S.
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Reaktionäre Arbeifsgerichfsbarkeif

Das Sfreikrechf wird immer häufiger angefasfef

Unternehmer und Sfaafsmachf gegen Gewerkschaften

Die Gewerkschafter verfolgen mit zunehmender Sorge den offensichtlichen Rechts-
trend in der bundesdeutschen Arbeitsgerichtsbarkeit. Die gerichtliche Abwürgung
des Holzarbeiterstreiks an der Saar hat der Unruhe neue Nahrung gegeben und
den Umwandlungsprozeß der Arbeitsgerichte von ursprünglichen Organen zum
Schutz der Arbeitnehmer in Instrumente gegen die Arbeitnehmer bestätigt. Der
DGB kann diese Entwicklung nicht untätig mit ansehen.

In einigen Betrieben der holzverarbei-
tenden Industrie im Raum Saarbrücken
und Neunkirchen hatte die Gewerk-
schaft Holz am 13. Juni einen Streik
eingeleitet, um die Bildung einer Ur-
laubskasse für gewerkschaftlich orga-
nisierte Arbeitnehmer durchzusetzen.
Darüber hinaus forderten die Holz-
arbeiter die Verlängerung des Jahres-
urlaubs auf 24 Tage und eine stufen-
weise Verkürzung der Wochenarbeits-
zeit von 42 auf 40 Stunden.

Die Unternehmer schalteten daraufhin
die Arbeitsgerichte Saarbrückens und
Neunkirchens ein, die einstweilige
Verfügungen gegen die Gewerkschaft
erließen. Darin wurde den Holzarbei-
tern untersagt, den Streik weiterzu-
führen. Die Unternehmer argumentier-
ten, der Streik sei verfassungswidrig,
da er Verbesserungen nur für Organi-
sierte erreichen solle.

Wie schon bei früheren Anlässen, ha-
ben auch jetzt wieder die Arbeits-
gerichte darauf verzichtet, vor Erlaß
der einstweiligen Verfügungen die
Gewerkschaft anzuhören. Ihnen genüg-
ten die Argumente der Unternehmer.

Es ist nicht das erste Mal, daß sich
Arbeitgeber und Teile des Staats-
apparates gegen Gewerkschafter
und ihre Organisation verbünden.
Es ist vielmehr kein Fall bekannt,
daß im Konflikt, wie bei einem
Streik, die staatliche Madit, sofern
sie tätig wurde, auf die Seite der
Arbeitnehmer getreten ist.

Wem sich hierzulande die Polizei zu
Diensten verpflichtet fühlt, zeigt sich
am Beispiel des bestreikten Betriebes
der Renitex in Niederlosheim/Saar.
Dort wurde die Polizei für den Ver-
such mißbraucht, Busse mit Streikbre-
chern in den Betrieb einzuschleusen.
Als sich die Streikposten vor die Fahr-
zeuge warfen, setzte die Betriebslei-
tung die Werksfeuerwehr mit Spritzen
gegen die Streikposten ein. Als die
Werksfeuerwehr den kürzeren zog,
schlug die Polizei mit Knüppeln auf
die Streikenden ein.

Es sei in diesem Zusammenhang an
jene Arbeitsgerichtsurteile erinnert,
die in den letzten Jahren, ebenso wie
jetzt die einstweiligen Verfügungen
von Saarbrücken und Neunkirchen, die
Empörung der Gewerkschafter hervor-
riefen:

■ die einstweilige Verfügung gegen
die Gewerkschaft Textil-Bekleidung,
mit der ihr im vergangenen Jahr vom
Arbeitsgericht Düsseldorf untersagt
wurde, Streiks zur Bildung von Ur-
laubskassen zu führen, aus denen Son-
derzahlungen an Gewerkschaftsmit-
glieder geleistet werden sollen,-

■ das Urteil des Arbeitsgerichts Düs-
seldorf, welches die bereits abgeschlos-
senen Haustarifverträge mit Verein-
barungen über derartige Urlaubskas-
sen annullierte und die Gewerkschaft
Textil zur Zahlung von Schadenersatz
an die bestreikten Firmen verpflichtete;

■ die im vergangenen Jahr erlassene
einstweilige Verfügung gegen die IG
Metall, mit der das Arbeitsgericht in
Bretten der Gewerkschaft eine Pro-
testkundgebung gegen die willkür-
liche und fristlose Entlassung von 700
Arbeitern der Firma Junker und Ruh
verbot;

■ die gerichtliche Untersagung von
Urabstimmung und Streik bei den Köl-
ner Ford-Werken dm Jahre 1964 durch
das Arbeitsgericht Köln;

■ die Verurteilung der Gewerkschaft
Leder zur Schadensersatzleistung für
einen Streik in den Fränkischen Schuh-
fabriken Nürnberg durch das dortige
Arbeitsgericht im Jahre 1963.

■ und schließlich die Verurteilung der
IG Metall vor über 10 Jahren zur Zah-
lung von Schadenersatz für den be-
rühmten schleswig-holsteinischen Me-
tallarbeiterstreik, womit diese Serie
arbeitsgerichtlicher Eingriffe in die
Tarifhoheit begann.

Man wird angesichts dieser Praktiken
an den Arbeitsgerichten geradezu auf
die Frage gestoßen, was alles erst pas-
sieren wird, wenn es den Bonner Par-
teien gelingen sollte, die Notstands-
gesetzgebung zu verabschieden! Der
7. Bundeskongreß des DGB hat im Mai
in einem Beschluß folgende Feststel-
lungen getroffen, an die es sich in die-
sem Zusammenhang zu erinnern gilt:

„Mit Sorge beobachten die Gewerk-
schaften die zunehmende Tendenz der
Gerichte, besonders der Arbeitsge-
richte, in der sozialen Auseinander-
setzung Entscheidungen zugunsten der
Arbeitgeber zu treffen. Es besteht die
Gefahr, daß die Arbeitsrechlsprechung
sich in zunehmendem Maße von der
sozialen Wirklichkeit entfernt und 

ihrem ursprünglichen Auftrag untreu
wird, dem Schutz des sozial Schwäche-
ren zu dienen. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund wird diese Entwicklung
aufmerksam verfolgen und allen Ver-
suchen, die gewerkschaftliche Bewe-
gungsfreiheit zu behindern, entschie-
den entgegenwirken.“

Es ist jetzt an der Zeit, geeignete
Schritte zu tun. Wichtig wird sein, die
Arbeitnehmer über den wahren Klas-
sencharakter unserer gesellschaftli-
chen Ordnung aufzuklären. Denn an-
gesichts der wiederholten gemein-
samen Aktionen von Unternehmern
und Staatsorganen gegen die Arbeiter,
Angestellten und ihre Gewerkschaften
das romantische Bild einer „klassen-
losen Gesellschaft" unangetastet zu
lassen, kann für die Gewerkschaften
zu einer gefährlichen Desorientierung
führen. -ert

Den Feinden der Demokratie
keine Chance!

Zu einer eindrucksvollen politischen
Demonstration gestaltete sich die
Kundgebung der 20 000 Gewerkschaf-
ter, die am 17. Juni gegen den Partei-
tag der rechtsradikalen NPD in Karls-
ruhe von den Gewerkschaften Baden-
Württembergs veranstaltet wurde. In
zahlreichen Transparenten gaben die
Teilnehmer ihre Empörung gegen das
Wiederaufleben der nationalsozialisti-
schen Organisationen Ausdruck. Die
Gewerkschafter wollen „den Feinden
der Demokratie keine Chance“ geben
und warnten vor einem zweiten 1933.

Der DGB-Landesvorsitzende, Eugen
Loderer erklärte in seiner Rede, daß
der DGB zu dieser Kundgebung gegen
den Rechtsradikalismus aufgerufen ha-
be, um klarzumachen, daß die deut-
schen Gewerkschaften es nicht zulas-
sen werden, die freiheitlich-demokra-
tische Ordnung durch nationalistische
Extremisten noch einmal zerstören zu
lassen. Wörtlich sagte er: „Wir kla-
gen die Alten an, die Unverbesserli-
chen, die mit politischen Hirngespinsten
versuchen, wieder einer jungen Gene-
ration die Köpfe zu verdrehen, kaum
daß über die Gräber der Jugend Gras
gewachsen ist, die das Opfer national-
sozialistischer Großmannssucht wurde.“

Der Verlauf des NPD-Parteitages in
Karlsruhe bewies, daß das Transparent
der Gewerkschafter Recht hatte, das
warnte: „NDP — alles vergessen und
nichts hinzugelernt." Der ganze Partei-
tag war nichts anderes als ein Wieder-
käuen nazistischen Gedankengutes 'ind
antigewerkschaftlicher Hetze. Die küm-
merlichen Versuche, „in Demokratie zu
machen", konnten nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß der Parteitag ein
Treffpunkt ehemaliger Nazischulungs-
leiter, Gauleiter und Altparteigenos-
sen war und alle Ursache besteht, ener-
gisch mit diesem nationalsozialisti-
schen Spuk ein Ende zu madien. eg
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Eine Analyse des heutigen Kapitalismus

Wissenschaftliche Konferenz der NACHRICHTEN

Debatte über Standort und Aufgaben der Arbeitnehmer

In Frankfurt am Main fand am 11. Juni 1966 eine Konferenz statt, auf der — zum
ersten Male in dieser Art — marxistische Gesellschaftstheoretiker aus der Bun-
desrepublik, der DDR, Dänemark, Frankreidi und Österreich Gelegenheit zu
einem Gedankenaustausch über aktuelle Fragen der Bewegungsformen des
modernen Kapitalismus fanden. Veranstalter war Heinz Seeger, der Herausgeber
des gewerkschaftspolitischen Informationsdienstes NACHRICHTEN.

Die Konferenz verfolgte nach den
Worten Heinz Seegers den Zweck,
einen Beitrag zu einer möglichst zu-
treffenden Analyse des Wirtschafts-
und Gesellschaftssystems in der Bun-
desrepublik zu leisten. Zur Vorberei-
tung der Aussprache war im Verlag
NACHRICHTEN die Broschüre .Ent-
wicklungstendenzen des Spätkapitalis-
mus" erschienen, mit Arbeiten von
Heinz Seeger und den DDR-Wissen-
schaftlern Dr. Hemberger, Prof. Dr.
Maier, Dr. Petrak, Prof. Dr. Reinhold
und Dr. Schwank. Es handelt sich bei
diesen Wissenschaftlern um das Auto-
ren-Team des unlängst in Ost-Berlin
erschienenen Buches „Imperialismus
heute", das in Ost und West starke
Aufmerksamkeit gefunden hat. Die
Broschüre „Entwicklungstendenzen des
Spätkapitalismus", die zum Preise von
3— DM im Verlag NACHRICHTEN
zu beziehen ist, enthält die Thesen zu
diesem Buch.

Auf der Grundlage dieser Thesen voll-
zog sich auf der Frankfurter Konfe-
renz die Diskussion, wobei von den
Teilnehmern aus dem theoretischen
und praktischen Arbeitsbereich die
Tatsache begrüßt wurde, daß vier Mit-
glieder des Autoren-Teams von „Impe-
rialismus heute" — Dr. Hemberger,
Prof. Dr. Maier, Prof. Dr. Reinhold und
Dr. Schwank — in Frankfurt anwesend
waren, ihre Thesen präzisierten und
sich der Diskussion stellten.

In einem niveauvollen, sachlichen Dis-
put wurden von den Teilnehmern der
wissenschaftlichen Konferenz die neu-
en Existenzbedingungen des Kapita-
lismus in der Bundesrepublik und ihre
Wirkungen auf Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik, insbesondere auf
das Verhalten des Staatsapparates und
seine Manager, beleuchtet. Prof. Dr.
Reinhold, Direktor des Ostberliner
Gesellschaftswissenschaftlichen Insti-
tuts, vertrat dabei die von den Dis-
kussionssprechern unterstützte Auf-
fassung, wonach der kapitalistische
Staat heute ein eigener ökonomischer
Faktor ist, ohne dessen Wirken der
Ablauf der Volkswirtschaft nicht mehr
denkbar sei. Die offensichtliche Ver-
quickung der Interessen von Staat
und Monopolen trete immer deutlicher
zutage.

Als besonders wertvoll und notwendig
wurde die Analyse der Entwicklungs-
tendenzen des Spätkapitalismus für
die politische Orientierung der Arbei-
terschaft, für die Arbeit und Aufgaben-
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Stellung der Gewerkschaften empfun-
den. Erst nach Sichtbarmachung der
gesellschaftlichen Klassen und ihrer
zum Teil unüberwindbar gegensätz-
lichen Interessen und Standpunkte,
nach der Beleuchtung der Rolle des
Staatsapparates sowie der Wechsel-
beziehungen zwischen den Mächtigen
in der Wirtschaft und dem Staat könn-
ten von den politischen und sozialen
Organisationen der Arbeiterklasse die
richtigen Forderungen und Zielgebun-
gen fixiert werden.

In diesem Zusammenhang spielten die
Forderungen nach demokratischer Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer in
Wirtschaft und Gesellschaft, nach De-
mokratisierung aller Lebensbereiche,
spielte die Frage nach der Macht im
Staate — wer sie besitzt und in wes-
sen Interesse sie funktioniert — eine
hauptsächliche Rolle. Die Konferenz-
teilnehmer stellten in den wesent-
lichen Fragen — trotz mancher unter-
schiedlicher Auffassungen in den Wer-
tungen und zum Terminus — Überein-
stimmung fest.

Es darf ohne Übertreibung gesagt
werden, daß die Frankfurter Konfe-
renz der NACHRICHTEN ein aussage-
kräftiger Beitrag zu der Diskussion um
eine gültige wissenschaftliche Wertung
der heutigen spätkapitalistischen Ord-
nung in der Bundesrepublik und die
Standortbestimmung der Arbeitneh-
mer und vor allem der Gewerkschaften
war. Dabei muß ausdrücklich den
Gästen aus der DDR eine objektive
Kenntnis der westdeutschen Proble-
matik sowie das moralische und sach-
liche Mitspracherecht bei diesem Su-
chen bescheinigt werden.

Es ist beabsichtigt, zum gegebenen
Zeitpunkt ein gedrucktes Protokoll
von der Frankfurter Konferenz im
Verlag NACHRICHTEN herauszu-
bringen. Sb.

Nachstehend bringen wir aus den Dis-
kussionsbeiträgen kurze Auszüge:

Heinx Seeger, Friedrichshafen

Dieser Tage hat der bekannte Philosoph Jaspers
— einst ein Mann jener Kreise, die in der Bun-
desrepublik seit ihrer Gründung herrschen; heute
einer ihrer schärfsten Kritiker - konstatiert, daß
die drohende Notstandsgesefzgebung und alle
Dinge, die damit Zusammenhängen, ein Instru-
ment sind, das geschaffen wurde, um in einem 

verhängnisvollen Augenblick durch einen einzi-
gen Akt die Diktatur zu errichten, das Grund-
gesetz abzuschaffen und einen nicht mcht rück-
gängig zu machenden Zustand der politischen
Unfreiheit herbeizuführen.

Ich glaube, daß das eine sehr treffende Fest-
stellung der Situation ist, die bei uns einlrcten
wird, wenn es uns nicht gelingt, das drohende
Notstandsgesetz und die Änderung unserer Ver.
fossung obzuwenden. Es ist durchaus bemerkens-
wert, daß die Regierung bei ihrem Drängen
nach Entdemokratisierung tatkräftig unterstützt
wird von den Unternehmerverbänden und den
großen Konzernen, die ja nach den Worten eines
ihrer Sprecher, des Präsidenten des Deutschen
Industrie- und Handelstages, eine Regierung ver-
langen, die Ordnung schaffen, Autorität erwer-
ben und eine langfristige Entscheidungsfreiheit
über die gesellschaftliche Verteilung des Sozial-
produktes gewinnen soll.

Vielleicht ist die Bemerkung, daß die Konzerne
und die Monopole die Regierung in dem Be-
mühen, die Freiheit einzuschränken, unterstützen,
gor nicht ganz richtig; es wäre richtiger, von
einer Unterstützung der Regierung gegenüber
den Forderungen der Monopole und Konzerne zu
sprechen, davon zu sprechen, daß die Staats-
bürokratie bei uns zu einem Erfüllungsgehilfen
der Monopolkapitalisten degradiert ist.

Es ist auch die Frage zu beantworten, ob das
Streben nach Notstandsgesetzen, nach autoritä-
ren Herrschaflsformen der sogenannten formier-
ten Gesellchaft Launen einzelner Politiker und
Konzernherren entspringt oder ihrem schlechten
Charakter; oder ober ob ihre Politik resultiert
aus der Gesellschaftsstruktur, in der - um mit
den Worten des DGB-Grundsatzprogramms zu
sprechen - die alten Besitz- und Machtverhält-
nisse wiederhergestellt sind. Die gesellschafts-
politische Wirklichkeit der Bundesrepublik wird
unverkennbar dadurch charakterisiert, daß der
Staatsapparat in zunehmendem Maße in das
Wirtschaftssystem eingreift und daß diese staat-
lichen Interventionen nicht nur fortlaufend und
direkt geschehen, sondern im Wesentlichen zu
Gunsten der Industrie- und Bankenmonopole.

Prof. Dr. Reinhold, Berlin (Ost)

Eine neue Existenzbedingung des Kapitalismus
ist offensichtlich die Tatsache, daß sich in allen
entwickelten imperialistischen Ländern eine tech-
nische Revolution vollzieht, aus der viele neue
Maßnahmen sowohl für die Entwicklung der
Wirtschaft als auch für die Entwicklung anderer
gesellschaftlicher Prozesse erwachsen . . .

Die erste Schlußfolgerung, die wir aus der
Analyse dieser neuen Existenzbedingungen ab-
leiten, ist die These, daß der imperialistische
Staat heute zu einem eigenen ökonomischen
Faktor geworden ist, ohne den der gesellschaft-
liche Reproduktionsprozeß, ohne den der Ab-
lauf der Volkswirtschaft nicht mehr vor sich ge-
hen kann. Daraus ergibt sich die damit zusam-
menhängende Tatsache, daß die Entwicklung des
staatsmonopolistischen Kapitalismus, die Ver-
flechtung dor Macht der Monopole mit der Macht
des Staates sich außerordentlich beschleunigt hat
und wir hier in der Verquickung der Monopole
mit dem Staat eine neue Stufe erreicht hoben.

Die zweite Schlußfolgerung, die wir daraus
ziehen, ist, daß sich aus dieser Verquickung der
Macht der Monopole mit dem Staat auch die Tat-
sache ergibt, daß die Entwicklung einzelner
Konzerngruppen, ihre ökonomische Macht und ihr
Profit immer mehr davon abhängen, wie sie die-
sen Staat, seine Institutionen und seine Politik
direkt beherrschen. Wir sehen ein solches Wech-
selvcrhältnis, daß der Einfluß der Konzerne und
Monopole auf den Staat und seine Politik natür-
lich begründet ist in der ökonomischen Macht
dieser Monopole. Aber unter den neuen Bedin-
gungen haben wir heute immer stärker auch das
Umgekehrte: die Wechselwirkung, daß die Macht
einer Monopolgruppe immer stärker dadurch be-
stimmt wird, wie direkt, wie unmittelbar sie den
Staat, seine Institutionen und seine Politik be-
herrscht.

Die dritte Schlußfolgerung, auf die ich hin-
weisen möchte, und die für die praktische Ar-
beit eino große Rolle spielt, lautet: Unter den
neuen Bedingungen gewinnt die Frage, wer den
Staat beherrscht, wer seine Politik bestimmt, im-
mer größere entscheidende Bedeutung für die
Arbeiterbewegung bereits im Rahmen des Kapi-
talismus. So ist diese Frage, wer den Staat be-



herrsch;, wer seine Politik bestimmt, dos Pro-
blem • -Micr echten Demokratie.

Schließlich ergibt sich die vierte Hauptthese,
daß unter diesen neuen Bedingungen der Kampf
um Demokratie, um echten demokratischen Ein-
fluß zu einer komplexen Frage geworden ist, die
sowohl in der Politik als auch auf dem Gebiet
der Wirtschaft gelöst werden muß . . .

Zusammenfassend zu diesem Problem möchte ich
unterstreichen, daß wir Marxisten selbstverständ-
lich vom Sieg des Sozalismus fest überzeugt
sind. Viele Probleme, die mit dem staatsmono-
polistischen Kapitalismus von heute Zusammen-
hängen, sind im Grunde eine Bestätigung dieser
Notwendigkeit. Aber zugleich sind wir Marxisten
keine Wunschdenker. Wir gehen von der gesell-
schaftspolitischen Situation aus, die heute im
modernen Kapitalismus existiert. Und deshalb
glauben wir aus den neuen Bedingungen ablei-
ten zu müssen, daß zwischen diesem staatsmono-
polistischen Kapitalismus, wie wir ihn kennzeich-
nen, und dem Kampf um den Sozialismus not-
wendigerweise eine Etappe liegt, die wir etwa
als eine antiimperialistische Demokratie bezeich-
nen würden. Das Wesentliche müßte darin be-
stehen, daß — ausgehend vom Grundgesetz —
solche demokratischen Veränderungen vollzogen
werden, die der Mehrheit der Gesellschaft, den
Arbeitern, Angestellten, Wissenschaftlern, Bau-
ern usw. einen echten entscheidenden Einfluß auf
die Gestaltung der gesellschaftlichen Prozesse
sichern.

Wir halten die Klarheit über diese Frage für
außerordentlich wichtig, weil sich ja daraus un-
mittelbar die Frage ergibt, welche nächsten Auf-
gaben, welche Verbündeten, welche Erfordernisse
müssen an dieses Ringen, an diese Etappe ge-
stellt werden? Deshalb glauben wir, daß die
Klarheit darüber von größter Bedeutung ist . . .

Unter den neuen Bedingungen des Kapitalismus
ergibt sich daher für Arbeiter, Angestellte, Wis-
senschaftler und alle nichtmonopolistischen Kräfte
die Frage, wie ein echter demokratischer Einfluß
auf die Gestaltung der Politik erreicht werden
kann, wie diese zentrale Frage der Arbeiterbe-
wegung von heute gelöst werden kann. Beson-
ders für Arbeiter und Angestellte wird das Rin-
gen um Demokratie zu einer Schlüsselfrage. Des-
halb glauben wir — das ist eine unserer Thesen —
daß unter diesen Bedingungen die Politisierung
der Gewerkschaftsarbeit, die Verbindung von un-
mittelbaren ökonomischen und sozialen Forde-
rungen mit den Forderungen und mit dem Rin-
gen um Einfluß auf die Politik des Staates, die
Sicherstellung des Einflusses der Arbeiter und
der anderen nichtmonopolistischen Schichten,
eine Gesetzmäßigkeit des heutigen Kapitalis-
mus ist.

Prof. Dr. Prager, Wien

Es hat nach 1945, als Reaktion auf Forderungen
der Arbeiterklasse, in einer Reihe von Ländern
Westeuropas Verstaatiichungsmaßnahmen gege-
ben. Es gab Regierungserklärungen, die in Aus-
sicht gestellt haben, daß die Vollbeschäftigung
oder ein hoher Beschäftigungsgrad zumindest
gesichert wird, daß der Arbeitsplatz gesichert
wird, daß soziale Sicherheit gegeben wird.

Selbst in Westdeutschland, das sich in einer un-
günstigen Ausgangsposition befunden hat, wo
sich besonders die Arbeiterklasse in dieser un-
günstigen Position befunden hat, kam es be-
kanntlich an einigen Punkten zu Verstaatlichungs-
beschlüssen, die allerdings infolge des Vetos der
westlichen Alliierten nicht durchgeführt wurden.
Das gab es beispielsweise in Nordrhein-West-
falen und in Berlin und war Ausdruck der Forde-
rung der Arbeiterklasse, daß in Zukunft die
oligopolitische Oberschicht nicht mehr mit einer
solchen Machtfülle ausgestattet sein darf, wie
das in der Vergangenheit der Fall war.

Ich möchte behaupten, daß dieser Druck der Ar-
beiterklasse in Verbindung mit der Systemkon-
kurrenz die Oberschicht und ihre politischen Ex-
ponenten gezwungen hat, eine Flucht nach vorn
anzutrelen und eine Politik der Expansion und
des Wirtschaftswachstums einzuschlagen. Daß
sie das mit beachtlichem Erfolg getan haben, das
wissen wir ja alle.

Mir scheint in den Thesen der Druck der Arbeiter-
klasse von innen zu kurz zu kommen. Es klingt
ein gewisser Ton an, daß os jetzt an der Zeit
wäre, wenn die Arbeiterklasse, insbesondere in
Westdeutschland, jetzt dieses und jenes in An-

griff nehmen würde. Ich möchte aber doch sagen,
mir scheint, obwohl die Arbciferkasse in West-
deutschland nicht sehr zu Wort gekommen ist,
daß sie natürlich durch ihre Präsenz, durch ihren
Druck, durch die Lohnkämpfe, die sie geführt
hat, durch die Forderungen, die sie angemeldet
hat, doch sehr wesentlich die ganze Entwicklung
beeinflußt hat. Sie muß also nicht bei einem
Nullpunkt beginnen, sondern kann bereits von
gewissen Erfahrungen und Erfolgen ausgehen.
Es gilt also, das, was jetzt schon an Bemühun-
gen und Erfolgen da ist, einzubetten in ein Ge-
samtkonzept einer demokratischen Alternative,
demokratischer Strukturreformen usw., die ein-
münden in die Forderung auf eine Umorientie-
rung zu einer demokratischen Gesellschaft.

Helmut Schauer,
Vorsitzender des SDS

Es zeigt sich bei uns infolge der besonders ver-
änderten außenwirtschaftlichen und finanzpoliti-
schen Lage der Bundesrepublik die Tendenz zu
stärkerer Programmierung, zu einer Programmie-
rung allerdings, die darauf hinausläuft, die Ge-
werkschaften an die Programme der Großindu-
strie und der Monopole zu binden. Mir scheint
daher, daß es gerade letzt darauf ankommt, im
Zusammenhang mit der Diskussion der Not-
standsgesetze, die ja Teil dieser Politik und
dieses Programms sind, politische Alternative zu
entwickeln, die diese Tendenz sichtbar und kirr
machen.

Es ist dabei erforderlich, daß wir diese Alter-
nativen genau bestimmen. Ich halte es für ge-
fährlich, in diesem Zusammenhang nur von .ech-
ter Demokratie' und anderen verschlungenen
Dingen zu reden. Es ist wichtig, diese Alternati-
ven bewußt so zu bestimmen, daß sie die Ar-
beiterbewegung und ihre Vertretung politisch
aus diesem System herauslösen und sich ihm
entgegensetzen. Es kommt darauf an, die Positio-
nen, die in der Tat der Arbeiterklasse auf
Grund der Veränderungen der Produktionsbedin-
gungen zugestanden wurden, als Kampfpositio-
nen gegen das System zu benutzen.

Jacques Kahn, Paris

Unserer Meinung nach kann der staatsmono-
polistische Kapitalismus im Rahmen seiner eige-
nen Grenzen und entsprechend den Umständen
unterschiedliche Politik zulassen; er kann jedoch
nicht aus seinen eigenen Grenzen heraus. Auf
dem Gebiet der Zentralisierung des Kapitals,
der Produktion und des gesellschaftlichen Mehr-
produkts, auf dem Gebiet der Erweiterung des
Staatsbesitzes, der staatlichen Finanzierung der
Produktion, auf dem Gebiet der Planifizierung
und anderer möglicher Formen des staatlichen
Eindringens stößt sich der staatsmonopolistische
Kapitalismus von Natur aus an den Grenzen
des monopolistischen Profites und am ökonomi-
schen Wesen des Imperialismus.

Er kann die kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse, das heißt, die Basen des kapitalistischen
Systems und der Macht der Monopolbourgeoisie
nicht in Frage stellen. Er ist also auf Grund
seiner eigenen Natur unfähig, sich stufenweise
von selbst in Sozialismus umzuwandeln. Das ist
auch die objektive Basis für die Weigerung der
Arbeiterbewegung, sich in die Organismen der
staatsmonopolistischen Ordnung einbeziehen zu
lassen. Dor Staatsmonopolismus verstärkt gleich-
zeitig die monopolistische Hegemonie über die
Gesellschaft und intensiviert die Entwicklung der
materiellen Basen zum Übergang zur antimono-
polistischen Demokratie und zum Sozialismus.

Prof. Dr. Maier, Berlin (Ost)

Als Ökonomen interessiert uns ganz besonders,
was bedeutet denn Demokratie in der Wirtschaft,
eine demokratische Alternative? Zweifellos ist
die erste Frage, die sich hier in der Mitbe-
stimmung verkörpert, daß überhaupt Vertreter
der Arbeitnchmerorganisationen durch entspre-
chende Gremien Hobel in die Hand bekommen,
um auf wirtschafts- und gesellschaftspolitische
Entscheidungen Einfluß zu nehmen.

Aber bei dieser Diskussion um die Mitbestim-
mung taucht ja die Frage auf, was sie für einen 

Inhalt haben soll. Es müssen vor allem andere
gesellschaftliche Prozesse, ökonomische Prozesse
in Gang kommen, und die Vermögensströme
müssen anders fließen als es jetzt der Fall ist,
zugunsten anderer Interessen.

Wir haben einmal einen Versuch gemacht, ein
Modell zu entwickeln, wie denn die Entwicklung
in der Bundesrepublik aussehen könnte, wenn
man z. B. das jetzige Zurückbleiben der Löhne
hinter der Profitentwicklung korrigiert und ein-
fach einmal unterstellt, daß die Löhne gleich
schnell wie die Profite wachsen. Dabei käme her-
aus, daß die Löhne etwa um 10 Prozent pro
Jahr wachsen müßten.

Die zweite Voraussetzung ist, daß die Mittel,
die letzt für den Rüstungshaushalt aufgewendet
werden, auf den Stand von 1960 zurückgeführt
werden müßten und daß die freiwerdenden Mit-
tel in die Infrastruktur fließen. Wenn die Löhne
in dem genannten Umfang steigen, müssen kei-
neswegs, wie die Unternehmer behaupten, die
Investitionsquoten geringer werden, denn die
Sparquoten haben bei Lohnsteigerungen die Ten-
denz zu steigen. Hier würde also eine neue In-
vestitionsquelle entstehen.

Was bei allem herauskommt, ist eine Beschrän-
kung der Profite zugunsten öffentlicher Investi-
tionen und eine andere Verwendung der Haus-
haltsmittel.

Karl Otto, Bielefeld

Die Unternehmer haben ein ganz natürliches In-
teresse an der Profitmacherei und die Gewerk-
schaften haben ein ganz natürliches Interesse
daran, die Privilegien in der Gesellschaft aufzu-
heben. Wenn wir jetzt davon ausgehen, daß ein
Privileg prinzipiell etwas Undemokratisches ist,
dann kann man daraus schlußfolgern, daß das
Sonderinteresse von Interessenverbänden, wie
den Unternehmerverbänden, ein antidemokrati-
sches Interesse ist. Denn dieses Sonderinteresse
ist darauf gerichtet, Privilegien zu konservieren
und auszubauen.

Umgekehrt ist das Interesse der Gewerkschaften
darauf gerichtet, die Privilegien abzubauen. Des
heißt, in der Gewerkschaftspolitik kommt da ein
demokratisches Prinzip zum Ausdruck, ein Wille,
dem demokratischen Prinzip überhaupt Geltung
zu verschaffen. Hier kann also nicht mehr von
Sonderinteressen im allgemeinen die Rede sein.
Vielmehr handelt es sich um allgemein-demo-
kratische Interessen.

Die Gewerkschaften müssen darum den Willen
haben, Einfluß und Macht in der Gesellschaft
auszuüben, damit sie die Situation von Privile-
gien beseitigen, ändern können. Dieser Wille,
diese Notwendigkeit muß gefördert werden, und
man sollte ihr nicht entgegentreten.

Wieder Besuch
aus der Tschechoslowakei

Nadi dem Besuch einer Delegation der
tschedioslowakischen Gewerkschaft der
Staatsbeamten im März traf Ende Juni
eine Abordnung der Gewerkschaft Ge-
sundheitswesen der CSSR in der Bun-
desrepublik ein. Sie folgte einer Ein-
ladung der Gewerkschaft Öffentliche
Dienste, Transport und Verkehr, deren
Vorsitzender, Heinz Kluncker, vor
einiger Zeit die Tschechoslowakei be-
sucht hatte. Der Vorsitzende der tsche-
choslowakischen Gewerkschaft des Ge-
sundheitswesens, Jaroslav Kolar, reg-
te vor der Presse an, dem Austausch
von Spitzenfunktionären den gegen-
seitigen Besuch von Arbeitnehmer-
gruppen zu Erholungs- und Informati-
onsreisen folgen zu lassen.
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Mageres Ergebnis an der Ruhr

Aber erst Sfreikdrohung brachte Zechen xum Einlenken

Bergarbeiterfunktionäre stimmten gegen Tarifkompromiß

Die in Bochum stattgefundene Ruhrrevier-Konferenz, an der 3000 Funktionäre
der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie teilnahmen, darunter die Streik-
leitungen sowie die Betriebsratsvorsitzenden, hat nach leidenschaftlicher Debatte
den vom Hauptvorstand empfohlenen Kompromiß zum Tarifabkommen mit gro-
ßer Mehrheit abgelehnt. Inzwischen hat der Hauptvorstand dennoch seine Zu-
stimmung erteilt.

Zwar bezeichnete der Hauptvorstand
der IGBE selbst das ausgehandelte Re-
sultat als unbefriedigend, aber ange-
sichts der krisenhaften Lage im Berg-
bau empfahl er den Funktionären den
Kompromiß einstimmig zur Annahme.
Gleichzeitig wurden die für die Re-
viere Aachen und Ibbenbüren anbe-
raumten Urabstimmungen ausgesetzt.
Zur gleichen Zeit stimmten die Berg-
arbeiter an der Saar mit 84 Prozent
für einen Streik zur Durchsetzung
ihrer Forderungen.

Nach der vom Hauptvorstand nicht er-
warteten Ablehnung des Vergleichs-
vorschlages erklärte der Vorsitzende
Arendt, daß die Rechte und Pflichten
des Hauptvorstandes durch die Ent-
scheidung der Funktionärskonferenz
nicht berührt und das Abkommen trotz-
dem unterschrieben würde. Inzwischen
ist das auch geschehen. Lohnpolitisch
hat sich folgende Lage ergeben:

Die Bergarbeiter an der Ruhr hatten
eine Lohnforderung gestellt, die den
Kaufkraftverlust infolge der Preis-
steigerungen ausgleichen sollte. Die-
ser Kaufkraftverlust wurde zunächst
mit 4 Prozent angegeben, jedoch schrieb
die «Welt der Arbeit" am 24. Juni da-
zu, daß der Preisindex der Lebenshal-
tungskosten in Nordrhein-Westfalen
innerhalb eines Jahres um nicht weni-
ger als 5 Prozent angestiegen sei. Und
wörtlich: „Wollen die Bergarbeiter
nicht unter die Räder kommen, brau-
chen sie für diesen Kaufkraftverlust
einen Ausgleich."

Man kann davon ausgehen, daß die
letzte Lohnerhöhung vom 1. Januar
1965 in der Höhe von 7 Prozent durch
den Kaufkraftschwund völlig kompen-
siert worden ist und weiter die in dem
neuen Vertrag vereinbarte 4prozen-
tige Lohnerhöhung für die folgenden
zwei Jahre — denn so lange ist die
Laufzeit des Vertrages — nicht einmal
den zu erwartenden Preiserhöhungen
entspricht, ganz zu schweigen von
einer Erhöhung des Reallohnes.

Die lange Laufzeit des Lohntarifes hat
nicht mit Unrecht den besonderen
Zorn der Bergarbeiter hervorgerufen,
und sie war auch auf der Funktionärs-
konferenz der Hauptangriffspunkt.
Stand die Lohnbewegung unter dem
Motto: Der Bergmann darf nicht ärmer
werden, so ist offensichtlich, daß durch 

die völlig unzureichende 4prozentige
Lohnerhöhung der Bergmann auf je-
den Fall ärmer werden wird, ganz be-
sonders deshalb, weil ihm für die
nächsten zwei Jahre tarifpolitisch die
Hände gebunden werden.

Eine weitere Forderung der Berg-
arbeiter war die schon seit vier Jah-
ren überfällige Sonderregelung für
einige spezielle Lohngruppen. Die
Bergbauunternehmer hatten sich bis-
her geweigert, dieser Forderung nach-
zukommen, obwohl sie deren Berech-
tigung nicht bestritten. Auf dem 8. Ge-
werkschaftskongreß der IGBE wurde
für diese Lohngruppenkorrektur eine
2prozentige Erhöhung gefordert. Der
neue Tarifvertrag sieht nur 1 Prozent
Erhöhung vor.

Weiter verlangten die Bergarbeiter
eine sogenannte vermögenswirksame
Aufbesserung, die als Treueprämie be-
zeichnet wurde. Ihre Höhe war mit
3 Prozent angegeben. Diese Forderung
ist in dem neuen Vertrag nicht berück-
sichtigt worden.

Schließlich forderten die Bergarbeiter
die Abschaffung der elf Nachholschich-
ten im Jahre. Es ist einmalig in der
Bundesrepublik, daß die Bergleute
verpflichtet sind, die auf Werktage
fallenden Feiertage an Samstagen
nachzuholen. Nach dem neuen Lohn-
tarifvertrag sollen bis Ende 1968 nur
sechs Schichten abgeschafft werden.
Die Forderung der Bergarbeiter nach
Annullierung aller elf Schichten würde
gleichzeitig zum Fortfall eines großen
Teils der Feierschichten führen.

Die Bundesregierung hatte der IGBE
in der Energiedebatte am 16. März 1966
zugebilligt, durch eine Senkung der
Umsatzsteuer von 4 auf 1 Prozent den

Welf-Sfahlkapazifäf

Die Kapazität aller Stahlwerke in der
Welt betrug 1965 rund 592 Millionen
Tonnen. Davon befanden sich in Nord-
amerika und Westeuropa je 28 Pro-
zent, während die UdSSR einschließ-
lich der osteuropäischen Länder über
24 Prozent verfügte. Der Anteil Japans
betrug acht Prozent und der Chinas
knapp sechs Prozent.

Unternehmern einen finanziellen Aus-
gleich für die Nachholschichten zu ge-
währen. Von dieser Steuersenkung
hätten aber nur die Handelszechen,
d. h. die konzernfreien Zechen profi-
tiert, da ja die Zechen der Stahlindu-
strie für ihre Werkslieferungen keine
Umsatzsteuer zahlen. Das Angebot auf
Herabsetzung der Umsatzsteuer ist
vornehmlich von den Konzernherren
der Stahlindustrie hintertrieben wor-
den. Dafür -wurden den Bergleuten un-
bezahlte Feierschichten aufgezwungen,
die nach der Landtagswahl am 10. Juli,
darüber gibt es keinen Zweifel, in
einem erschreckenden Maße ansteigen
werden.

Zwar hat der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen, Meyers, in ei-
nem Brief an die Bergarbeitergewerk-
schaft versprochen, die bisherigen
Feierschichten nach der Regelung von
1959 den Bergarbeitern zu erstatten,
aber auf der Funktionärskonferenz
wurde dieser Brief als ein leeres Ver-
sprechen vor der Wahl bezeichnet, auf
das man sich nicht verlassen könne.

Die Funktionärsversammlung war er-
füllt von großer Leidenschaft, aber
auch von Entschiedenheit. Selten ist
im Bergbau ein Streik mit gleicher
Sorgfalt vorbereitet worden wie dies-
mal. In der Vorbereitungszeit hatte
Walter Arendt in mehreren Versamm-
lungen erklärt, daß der Hauptvor-
stand — dem vom außerordentlichen
Gewerkschaftstag alle Vollmacht für
diesen Lohnkampf übertragen worden
war — keinen Schritt von den Forde-
rungen der Bergarbeiter abgehen
werde. Der Widerspruch zwischen den
Erwartungen und dem Kompromiß war
daher besonders enttäuschend.

Die Tatsache, daß der Hauptvorstand
trotz der Ablehnung durch die Funk-
tionärskonferenz den unzulänglichen
Vergleich unterschrieben und damit
rechtskräftig gemacht hat, kann zu
einer schweren Vertrauenskrise in der
IGBE führen. Das angeschlagene Ver-
trauen der Bergarbeiter zu ihrer Or-
ganisation wieder aufzurichten muß
dann eine der wichtigsten Aufgaben
der Funktionäre sein. Wird die Ge-
werkschaft der Bergarbeiter in dieser
bedrängten Situation auch noch ge-
schwächt, dann haben die Kumpel dop-
pelt verloren. Es ist nicht deutlich zu
erkennen, daß selbst der jetzt gegen
den Wunsch und Willen der Funktio-
näre vom Hauptvorstand akzeptierte
Kompromiß das Resultat der Streik-
drohung der Bergarbeiter ist, wenn-
gleich auch die Lohnaufbesserung nicht
von den Unternehmern, sondern vom
Staat, also von den Steuerzahlern,
finanziert wird.

Die Bergbauuntemehmen forderten
eine unbefristete Tarifpause; das ist
durch die Entschiedenheit der Berg-
arbeiter zunichte gemacht worden. Mit
einer schwachen Gewerkschaft jedoch
würden die Kumpel der Willkür der
Kohlenkönige ausgeliefert sein.

Alfred Stein
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Stahltarif
Fast zehn Wochen nach Ablauf des
alten Tarifvertrages, in der siebten
Verhandlung, und nach Einschaltung
eines Spilzengespräches konnte in der
eisenschaffenden Industrie die Tarif-
bewegung zu Ende geführt werden.
Ein alles Sprichwort sagt: Was lange
währt, wird endlich gut. Trifft das
auch in diesem Falle zu?

Das von der Großen Tarifkommission
der IG Metall in Nordrhein-Westfalen
mit Mehrheit gebilligte Abkommen
läuft bis zum 31. Januar 1967 und sieht
keine Lohn- und Gehaltserhöhungen
vor. Statt dessen wird ab 1. Juli dieses
Jahres die Arbeitszeit um zwei Stun-
den auf 40 Wochenstunden verkürzt,
womit diese leidige Frage zur Zufrie-
denheit der Eisen- und Stahlwerker
gelöst werden konnte. Für die Arbeits-
zeitverkürzung wird ein Lohnaus-
gleich von 5 Prozent gezahlt.

Darüber hinaus wird eine Anhebung
des tariflichen Ecklohnes von 2,92 DM
auf 3,60 DM wirksam. Das ist ein be-
achtlicher Sprung näher an den Effek-
tivlohn. Der IG Metall ist es damit
gelungen, einen erheblichen Teil des
übertariflichen Entgelts abzusichern
und die weit klaffende Schere zwischen
Tariflohn und Effektivlohn weiter zu-
sammenzudrücken.

Und als dritte Regelung ist der zum
erstenmal tarifierte begrenzte Ratio-
nalisierungsschutz für die Beschäftig-
ten in der eisenschaffenden Industrie
hervorzuheben. Wenn künftig ein Ar-
beiter wegen Rationalisierungsmaß-
nahmen auf einen schlechter bezahlten
Arbeitsplatz versetzt werden muß, ist
ihm für sechs Monate die Entlohnung
in aller Höhe sicher, sofern er minde-
stens ein Jahr im Betrieb ist. Danach
darf der Lohn nur jeden Monat um
10 Pfennig Stundenlohn auf das neue
Niveau zurückgeführt werden.

Zweifellos wäre es unsinnig, von
einem Mißerfolg der IG Metall
oder gar einem Erfolg der Unter-
nehmer zu reden. Ebenso unge-
rechtfertigt ist es aber auch, diesen
Abschluß — angesichts der fakti-
schen Lohnpause inmitten hekti-
scher Preissteigerungen — zu be-
jubeln. Die Fragestellung lautet, bei
voller Würdigung des Erreichten,
vielmehr so, ob es nicht auch mög-
lich gewesen wäre, wenigstens
eine Lohn- und Gehaltserhöhung
im Umfang des Kaufkraftverlusles
seit dem Tarifabschluß im Frühjahr
1965 durchzusetzen.

Gewiß, in den Eisen- und Stahlwerken
war während dieser Tarifbewegung
von einer Kampfstimmung nicht viel
zu spüren. Nicht zuletzt stehen die
Stahlwerker unter der ständigen Dro-
hung des Arbeitsplatzverlustes. Aber
hat nicht auch die Gewerkschaft ver-
sagt, indem sie es unterließ, die Be-
schäftigten der eisenschaffenden Indu-
strie rechtzeitig auf die Tarifrunde
vorzubereiten? -an

Einigung im öffentlichen Dienst

Nach monatelangen Verhandlungen
zwischen den Tarifparteien im öffent-
lichen Dienst wurde am 21. Juni Eini-
gung über neue Lohn- und Gehalts-
tarifverträge erzielt. Danach werden
rückwirkend ab 1. April 1966 die
Grundvergütungen für Angestellte
und die Ecklöhne für Arbeiter um
6 Prozent und ab 1. Oktober 1966 um
weitere 2 Prozent erhöht. Die neuen
Tarifverträge haben eine Laufzeit von
15 Monaten. Nach diesem Muster wer-
den auch die Einkommen der Arbeiter
und Angestellten bei Bundespost und
Bundesbahn aufgebessert.

Keine Beruhigung

der inflationären Entwicklung

In dem neuesten Bericht der Bundes-
bank zur wirtschaftlichen Lage in der
Bundesrepublik wird die Preissteige-
rung als der weiterhin neuralgische
Punkt bezeichnet. So erhöhten sich in
den ersten vier Monaten dieses Jah-
res die industriellen Erzeugerpreise
um 1,3 Prozent, doppelt so stark wie
im gleichen Vorjahreszeitraum. Die
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise
lagen um 4,5 Prozent höher.

Der Verbraucher mußte im April 1966
bereits um 1,6 Prozent mehr zahlen als
im Dezember 1965. Auf den Jahres-
durchschnitt umgerechnet entspricht
das einer Preissteigerung von 4,8 Pro-
zent. Tatsächlich lagen die Lebenshal-
tungskosten im April 1966 um 4,5 Pro-
zent höher als im entsprechenden Vor-
jahresmonat. Dabei ist von Interesse,
daß die größten Steigerungen im Be-
reich der Dienstleistungen (Bahn- und
Posttarife) und der Mieten zu suchen
sind. Allein in den ersten vier Mona-
ten dieses Jahres betrug der Preisauf-
trieb 3 bzw. 6,2 Prozent!

Vermutlich werden in nächster Zeit
die Strompreise allgemein heraufge-
setzt. Eine entsprechende Andeutung
hat die Vereinigung Deutscher Elektri-
zitätswerke in ihrem Jahresbericht
1965 gemacht, der jetzt erschienen ist.

„Wohlstand" auf Raten

Der jetzt veröffentlichte Jahresbericht
des „Wirtschaftsverbandes Teilzah-
lungsbanken e. V." zerstört das Mär-
chen von den wohlhabenden Bundes-
bürgern, die im Überfluß leben. Wie
aus dem Bericht hervorgeht, haben die
Teilzahlungsbanken im vergangenen
Jahr ihre Umsätze um 3,5 Prozent oder
169 Millionen steigern können gegen-
über nur 60 Millionen DM 1964. Ins-
gesamt setzten die Teilzahlungsinsti-
tute 5 Milliarden DM um. Davon ent-
fielen 1,5 Milliarden auf die Finanzie-
rung von Produktionsmitteln und Ge-
brauchsgütern mit ausschließlich ge-
werblichem Verwendungszweck. Aber

3,5 Milliarden DM oder 72 Prozent
wurden dagegen für die Finanzierung
von Konsumgütern aller Art umge-
setzt.

Interessant ist auch die Aufschlüsse-
lung der Kredite für Konsumgüter. An
der Spitze stand im vergangenen Jahr
die Finanzierung von Personenkraft-
wagen und Motorrädern, die kräftig
um 38 Prozent gestiegen ist. Daraus
geht hervor, daß das Geld bei den Ar-
beitnehmern, aber auch bei vielen Ge-
werbetreibenden, durchaus nicht so
locker sitzt. Erstaunlich ist, daß an
zweiter Stelle bereits die „Stotterkre-
dite" für Bekleidung und textilen
Hausrat stehen. Der nächstgrößere Po-
sten ist die Finanzierung von Möbeln,
die um 30 Prozent stieg. Auch Dienst-
leistungen, wie z. B. Urlaubsreisen,
wurden um 28 Prozent mehr auf Teil-
zahlungsbasis finanziert.

Weniger Brot für mehr Geld

Aus einer Mitteilung des Ernährungs-
ministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen geht hervor, daß in der
Bundesrepublik für immer weniger
Brot immer mehr gezahlt werden muß.
Der Brotverbrauch ist seit 1950 um
mehr als 40 Prozent zurückgegangen.
Damals wurden im Durchschnitt 70 kg
Grau-, Roggen- und Mischbrot pro
Person verzehrt, und dafür mußten
34,08 DM, das heißt 0,48 DM je kg,
bezahlt werden. 1964 war der Ver-
brauch gleicher Brotsorten auf durch-
schnittlich 43 kg abgesunken, der Preis
dafür aber auf 46 DM — das entspricht
einem Kilo-Preis von 1,06 DM — an-
gestiegen. Die Preissteigerung beträgt
121 Prozent. Der Preisanstieg für
Weißbrot und Brötchen in der gleichen
Zeit betrug sogar 138 Prozent.

Beschäftigungsrückgang
bei Eisen und Stahl

Die IG Metall in Düsseldorf hat Zah-
len zur Beschäftigungslage in der Ei-
sen- und Stahlindustrie veröffentlicht,
aus denen hervorgeht, daß in der Zeit
von 1960 bis 1965 zwar die Rohstahl-
produktion der Bundesrepublik von
34,1 auf 36,8 Millionen Tonnen anstieg,
gleichzeitig aber die Zahl der Arbeiter
in der Eisen- und Stahlindustrie von
345 396 auf 314 799, das heißt um rund
neun Prozent, zurückging. Mit 10,4
Prozent war der Rückgang der be-
schäftigten Arbeiter in den Gesenk-
schmieden am stärksten. Der hohe
Rückgang der Belegschaftszahlen setzte
für die eisenschaffende Industrie in
der zweiten Hälfte des Jahres 1965 ein
und hielt auch im ersten Quartal 1966
weiter an. In dieser Zeit verringerte
sich die Zahl der Beschäftigten um fast
1000 Arbeiter pro Monat.
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Tarifbewegungen werden härter

Eine bemerkenswerte Bilanz des ersten Halbjahres 1966

Die Gewerkschaften werden Konsequenzen ziehen müssen

Das erste Halbjahr 1966 hat in der Tarifpolitik einige bemerkenswerte Vorgänge
aufzuweisen, die auf einen härteren Kurs von Bundesregierung und Unter-
nehmerschaft gegen die Arbeiter, Angestellten und ihre Gewerkschaften schlie-
ßen lassen. Während Kanzler Erhard wiederholt zwei Stunden Mehrarbeit for-
derte und im Saargebiet die Unternehmer gerichtlich gegen Streikende vor-
gehen, konnte in mehreren Wirtschaftszweigen die Tarifbewegung wegen der
starren Unternehmerhaltung nicht termingemäß abgeschlossen werden. Offen-
sichtlich ist die Zeit der relativ leichten tarifpolitischen Erfolge vorbei.

Im öffentlichen Dienst, bei Bundesbahn
und Bundespost herrschte der tariflose
Zustand für rund 1,3 Millionen Be-
schäftigte fast drei Monate, bevor es
zu einer Einigung mit dem staatlichen
Arbeitgeber kam. Zum ersten Male
mußte die IG Metall die Tarifbewe-
gung in der eisenschaffenden Indu-
strie mit einem faktischen Lohnstopp
von sieben Monaten für Arbeiter ab-
schließen. Audi in mehreren Tarif-
bezirken der Bekleidungsindustrie und
in der Versicherungswirtschaft herrscht,
zum Teil schon seit Monaten, tarif-
loser Zustand. In der holzverarbeiten-
den Industrie weigern sich die Unter-
nehmer seit langem, einen neuen Man-
teltarifvertrag zu besseren Bedingun-
gen abzuschließen. Und nicht zuletzt
im Steinkohlenbergbau mußten erst
rund acht Wochen vergehen, bevor es
unter Androhung schärfster Kampf-
maßnahmen zu einer Einigung über
eine minimale Einkommensaufbesse-
rung kam.

Diese auffallend versteifte Haltung
der Unternehmer dürfte jedoch
nicht so sehr auf konjunkturelle
Abflachungserscheinungen als viel-
mehr auf die moralische Unter-
stützung zurückzuführen sein, die
ihnen täglich von den Mitgliedern
des Bundeskabinetts zuteil wird.
Aber auch die vermeintlich erfolg-
reichen Bemühungen der Bundes-
regierung um die Notstandsverfas-
sung dürften diese deutlich anti-
gewerkschaftliche Welle begünstigt
haben.

Immer stärker wird in die Öffentlich-
keit eine Meinung lanciert, die den
Streik als außerhalb von Recht und
Gesetz stehend klassifiziert. Der Miß-
brauch von Arbeitsgerichten gegen
das Streikrecht, wie jetzt wieder in
Saarbrücken, bestätigt den antidemo-
kratischen Zug, der sich in Unterneh-
merverbänden und Staatsorganen im-
mer deutlicher abzeichnet. Die schar-
fen Attacken Erhards gegen Arbeits-
zeitverkürzungen zeichnen das Bild
einer Klassengesellschaft mit dem klas-
sengebundenen Staatsapparat in grel-
len Farben.

Der DGB und seine Gewerkschaften
haben alle Ursache, auf der Basis
einer breiten Skala der politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Beschlüs-

se des 7. DGB-Kongresses aktiv zu
werden, um diesen reaktionären Trend
zu stoppen. Es gilt, dem Bemühen von
Regierung und Unternehmerschaft ent-
gegenzutreten, die teilweise Verlang-
samung des Wirtschaftswachstums für
einen schärferen sozialreaktionären
Kurs auszunutzen. Nach wie vor sind
die wirtschaftlichen Auftriebskräfte,
Produktivitätsentwicklung, Auftrags-
und Umsatzlage ausreichend, um die
Arbeitnehmer mittels einer aktiven
gewerkschaftlichen Lohnpolitik daran
teilhaben zu lassen.

Die aktive Lohnpolitik ist auch
schon darum notwendig, weil im
vergangenen Jahr der volkswirt-
schaftliche Produktivitätszuwachs
ausschließlich von den Unterneh-
mern und der öffentlichen Hand
einkassiert wurde. Die durchge-
setzten Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen haben im wesentlichen nur die
gestiegenen Preise kompensieren
können.

Nach den Angaben des Statistischen
Bundesamtes stiegen vom Januar 1965
bis Januar 1966 die Kosten für die
Lebenshaltung um 4,3 Prozent. Die
Bruttowochenverdienste erhöhten sich
im gleichen Zeitraum um 6,2 Prozent,
wovon ein beachtlicher Teil durch die
Lohnsteuerprogression der Staatskasse
zufloß. Im besten Falle wurde also nur
der Reallohn gehalten. Für Millionen
Arbeitnehmer waren Überstunden er-
forderlich, um im Lebensstandard nicht
abzusinken. So betrug im Januar 1966
die Zahl der geleisteten Überstunden
in der gesamten Industrie pro Beschäf-
tigten durchschnittlich 3,1 Stunden in
der Woche.

In einzelnen Zweigen der Wirtschaft,
so beispielsweise in der Eisen- und
Stahlindustrie, ist ein absoluter Rück-
gang der Reallöhne eingetreten. Die
Löhne lagen im Januar 1966 gegen-
über dem gleichen Vorjahresmonat
nur um 2,9 Prozent höher und blieben
damit hinter den gestiegenen Preisen
zurück.

Noch eine andere tarifpolitische Er-
scheinung wird als Folge der härteren
Unternehmerhaltung augenscheinli-
cher: Die zum Teil erhebliche Diskre-
panz zwischen Tarif- und Effektivlohn
wächst seit einiger Zeit nicht mehr im
gleichen Umfang wie in den vergange-

nen Jahren. Die Schere ist sogar in
verschiedenen Wirtschaflsbranchc.iizum
Stillstand gekommen oder beginnt sich
bereits zu schließen. Diese Entwicklung
ist darauf zurückzuführen, daß immer
häufiger Tariflohnerhöhungen oder
Teile davon auf den Effektivlohn an-
gerechnet werden.

Bemerkenswert sind auch die Ver-
schiebungen in der Spitzengruppe der
Lohnskala. Während noch 1965 dem
graphischen Gewerbe als Spitzenreiter
der Steinkohlenbergbau und die eisen-
schaffende Industrie folgten, sieht jetzt
das Bild ganz anders aus: Nach wie
vor liegt das Druckerei- und Verviel-
fältigungsgewerbe mit einem durch-
schnittlichen Bruttowochenlohn von
244 DM an der Spitze; es folgen die
chemische Industrie mit 226 DM, die
Mineralölverarbeitung mit 224 DM,
der Schiffsbau mit 222 DM und die
Eisen- und Stahlindustrie mit 216 DM

^wöchentlich. Diesen Berechnungen lie-
gen 6,5 Überstunden in der Woche zu-
grunde. Weit abgeschlagen ist der
Steinkohlenbergbau. Nach weiteren
sechs Wirtschaftszweigen folgt er mit
209 DM erst an zwölfter Stelle der
Lohnskala.

Während die chemische Industrie und
die Mineralölverarbeitung, die weiter-
hin stark expandieren, in der Lohn-
höhe die Plätze von Steinkohleberg-
bau und eisenschaffender Industrie
eingenommen haben, macht die Lohn-
skala deutlich, in welchem Ausmaß
vor allem die Bergarbeiter die Folgen
der sogenannten Kohlenkrise zu tra-
gen haben. Nach dem unbefriedigen-
den Abschluß in der eisenschaffenden
Industrie dürfte es auch sehr fraglich
sein, ob die Beschäftigten in der Eisen-
und Stahlindustrie den fünften Platz
noch länger behaupten können.

Die ersten sechs Monate dieses
Jahres haben eine spürbare Er-
schwerung des Kampfes um bes-
sere Arbeits- und Lebensbedingun-
gen der Arbeitnehmer gebracht.
Die Periode, in der die Tarifbewe-
gungen verhältnismäßig glatt über
die Bühne gingen, geht zu Ende.
Die übertarifliche Bezahlung wird
lange nicht mehr so unkompliziert
gehandhabt wie früher. Die west-
deutschen Unternehmer glauben
offenbar, gemeinsam mit dem Staat
jetzt einen Abschnitt härtester so-
zialer und politischer Reaktion ein-
leiten zu können.

Darauf müssen sich die Gewerkschaf-
ten einstellen. Das heißt aber, die Mit-
glieder entsprechend aufzuklären und
vorzubereiten. Sehr wahrscheinlich
wäre das tarifpolitische Ergebnis in
der Eisen- und Stahlindustrie besser
ausgefallen, hätte man bereits nach
dieser Erkenntnis gehandelt. Die Ar-
beitnehmer müssen in Zukunft, mehr
als in der Vergangenheit, unmittelbar
für die sozialen Forderungen mobili-
siert und grundsätzlich auf mögliche
Kraftproben vorbereitet werden. Nur
so kann es gelingen, die kommenden
härteren Zeiten zu meistern

K. Kilian
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Kem Gru^d zwm Kurztreten

Zur wirtschaftlichen Situation in der Bundesrepublik

Aktive Lohnpolitik zur Konjunkturbelebung einsetzen

Die wirtschaftliche Situation in der Bundesrepublik ist zur Zeit Gegenstand auf-
merksamer Beobachtungen. In mehreren Industriezweigen ist die Auftragsent-
wicklung schleppend. Die Konjunktur flacht merklich ab. Während die Erhöhung
des Diskontsatzes in der Vergangenheit ausnahmslos ein Mittel zur Dämpfung
der Konjunktur war, wurde es jetzt inmitten der sowieso rückläufigen Kon-
junktur eingesetzt. Gleichzeitig verlangt Bundeskanzler Erhard Mehrarbeit und
spricht er vom „Rande des Abgrunds", an dem wir angeblich stehen, wenn die
Arbeitnehmer seiner Aufforderung nicht nachkommen.

Indessen — es wird nichts so heiß ge-
gessen wie gekocht. Wie immer, muß
man auch in diesem Falle den Zweck-
pessimismus von Regierung und Un-
ternehmerschaft beiseite lassen, die
jede Gelegenheit zu nutzen wissen, um
die Gewerkschaften von berechtigten
Forderungen abzubringen, übrig bleibt
die Tatsache, daß die gesamtwirt-
schaftliche Wachstumsrate in diesem
Jahre vermutlich nicht so hoch aus-
fallen wird wie 1965, als sie noch über
6 Prozent ausmachte. Von einer Stag-
nation oder gar einem Rückgang kann
jedoch nicht die Rede sein.

Auffallend ist, daß die Abschwä-
chung der industriellen Entwick-
lung nicht mehr im gewohnten
Rhythmus vor sich geht. Gab es
diese krisenhaften Erscheinungen
nach 1945 in den Jahren 1952/53,
1957/58 und 1962/63, also in Ab-
ständen von rund fünf Jahren, so
machen sie sich jetzt bereits wieder
nach drei Jahren bemerkbar. Das
bedeutet eine Verkürzung des Zy-
klus und weist darauf hin, daß wohl
auch die Zeit der überdurchschnitt-
lich hohen Zuwachsraten vorbei ist,
der internationale Konkurrenz-
kampf härter wird und die Wider-
sprüche der kapitalistischen Pro-
duktion eine weitere Zuspitzung er-
fahren haben.

Der neueste Lagebericht des Bundes-
wirtschaftsministeriums, der Mitte
Juni veröffentlicht wurde und sich auf
den Monat April bezieht, bestätigt
diese Erscheinungen. Danach stieg die
industrielle Produktion im April 1966
gegenüber dem gleichen Vorjahres-
monat nur mäßig, um 3,9 Prozent; die
arbeitstägliche Leistung wuchs jedoch
um 7 Prozent, worin die neuen Erfolge
von Rationalisierung und Automation
zum Ausdruck kommen. Die Investi-
tionsgüterindustrie, die im vierten
Quartal 1965 eine rückläufige Tendenz
aufwdes, verzeichnete im ersten Quar-
tal 1966 wieder einen leichten Anstieg
von 2,8 Prozent gegenüber der glei-
chen Vorjahreszeit.

Die im ersten Quartal besonders ex-
pansive Bauindustrie (plus 16 Prozent)
konnte ihre Leistung im April gegen-
über dem Vorjahresmonat nur noch 

um 4,8 Prozent steigern. Die Grund-
stoff- und Verbrauchsgüterindustrie
weiteten ihre Produktion um 4,5 bzw.
5,6 Prozent aus.

Auf Grund hoher ausländischer Be-
stellungen, die noch das Niveau der
Lieferungen übertrafen, stiegen die
Exporte im April gegenüber dem glei-
chen Vorjahresmonat um 11,6 Prozent.
Die Wareneinfuhr übertraf das ent-
sprechende Vorjahresniveau um 5,8
Prozent.

Negativ entwickelte sich dagegen die
Inlandsnachfrage. Hier trat in wich-
tigen Zweigen ein absoluter Rückgang
ein, womit die These der Gewerk-
schaften erhärtet wurde, daß eine spür-
bare Einkommensverbesserung der Ar-
beitnehmer wesentlich zur Abstützung
der Konjunktur beitragen würde.

Während die Verbrauchsgüterindustrie
im April noch um 4,5 Prozent höhere
Inlandsbestellungen als im gleichen
Vorjahresmonat verbuchen konnte,
ging bei der Investitionsgüterindustrie
in der gleichen Zeit die Inlandsnach-
frage um 4,5 Prozent zurück. Auch im
Grundstoffbereich lagen die Aufträge
um 3,9 Prozent niedriger. Bei der In-
dustrie insgesamt (einschließlich der
chemischen Industrie und der Mineral-
ölverarbeitung, die weiterhin stark
expandieren) bewegte sich der Auf-
tragseingang aus dem Inland auf
einem gegenüber April 1965 um 2 Pro-
zent verminderten Niveau. Besonders

Rüstungsindustrie
mit 5000 Prozent Gewinn

Das Verteidigungsministerium hat seit
seinem Bestehen rund 281000 Verträge
über den Kauf von Waffenmaterial im
Werte von 49 Milliarden DM abge-
schlossen. Der SPD-Abgeordnete Wie-
nand warf dem Ministerium während
der kürzlichen Debatte um den Vertei-
digungshaushalt mangelnde Ökonomie
vor. Er behauptete, die Industrie habe
bis zu 5000 Prozent bei Verkäufen an
die Bundeswehr verdient.

spürbar ist der Auftragsrückgang
(— 9,5 Prozent) im Maschinenbau.

Der Wirtschaftsbericht spricht auch
von der „gedämpften Investitions-
neigung". Von der Finanzierungsseite
her seien die Investitionsbedingungen
eher ungünstiger geworden. Aber auch
der Grad der Kapazitätsausnutzung
und die Absatzerwartungen schafften
kaum neue Investitionsanreize. Aus-
gehend von dieser Lage hat das Wirt-
schaftswissenschaftliche Institut der
Gewerkschaften die neuesten Drosse-
lungsmaßnahmen der Bundesbank kri-
tisiert und die Befürchtung ausgespro-
chen, daß noch vor der Herbstsaison
die Depression eintreten müsse, wenn
die gegenwärtige restriktive Politik
weiterverfolgt werde.

Daß sich die Bundesregierung zu dem
unpopulären Schritt der weiteren Kre-
ditverteuerung durch die Heraufset-
zung des Diskontsatzes inmitten einer
Konjunkturberuhigung entschließen
mußte, erklärt die Lage am Kapital-
markt. Dieser ist so gut wie leergefegt.
Die Anspannung des Kapitalmarktes,
die nicht zuletzt auch auf die Aus-
gabepolitik der öffentlichen Hand zu-
rückgeht, hat in der Vergangenheit
wesentlich zur Beschleunigung des
Preisauftriebs beigetragen. Es muß
sich jedoch erst noch erweisen, ob die
Heraufsetzung des Diskontsatzes auch
tatsächlich im gewünschten Ausmaß
zur neuerlichen Kapitalsammlung und
vor allem zur Preisberuhigung führt.
Es sieht nicht danach aus.

Die Bundesregierung sieht sich zur
Zeit in einer mißlichen Lage: Setzt
sie — wie geschehen — den Dis-
kont herauf, um die Kreditnehmer
und die Preisbewegung zu mäßigen,
so dämpft sie zwangsläufig auch die
sowieso schon rückläufige Kon-
junktur und verärgert die Unter-
nehmer. Lockert sie aber die re-
striktiven Maßnahmen, um die
Wirtschaftstätigkeit zu beleben, so
fördert sie zwangsläufig die infla-
tionistische Tendenz und zieht sich
den Zorn der Verbraucher zu. Aus
diesem Teufelskreis kapitalisti-
scher Wirtschaftsweise gibt es
kaum ein Ausbrechen.

Für die Gewerkschaften gilt es, aus
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Si-
tuation die Erkenntnis abzuleiten, daß
sie keinen Anlaß bietet, um von ir-
gendwelchen Forderungen Abstand zu
nehmen. Wie die genannten Zahlen
beweisen, handelt es sich bei jenen
Erscheinungen, die den Kanzler vom
„Rande des Abgrunds" reden lassen,
um ein leichtes Abklingen der binnen-
wirtschaftlichen Auftriebskräfte, die
nach wie vor wirksam sind und das
wirtschaftliche Geschehen prägen. Die
Gewerkschaften können also unbeirrt
eine aktive Lohnpolitik mit angemes-
senen Forderungen betreiben. Es liegt
sogar im Interesse einer konjunktu-
rellen Wiederbelebung, wenn für die
Arbeiter, Angestellten und Beamten
spürbare Einkommensverbesserungen,
wenn nötig durch Kampf, realisiert

Dr Twerden.
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Es lief nicht alles wie geplant

Georg Leber hatte in Bremen keinen leichten Stand

Abweichender Notstandsbeschluß der IG Bau-Steine-Erden

Auf dem Gewerkschaftstag der IG Bau-Steine-Erden vom 20. bis 25. Juni 1966 in
Bremen stand erwartungsgemäß im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses die
Frage, wie die Delegierten über die Notstandsgesetzgebung entscheiden würden.
Der wiedergewählte Gewerkschaftsvorsitzende Georg Leber selbst hatte nach
dem 7. DGB-Kongreß diesen Gesichtspunkt durch seine Äußerung hochgespielt,
er werde auf dem Bremer Gewerkschaftstag eine andere Entscheidung herbei-
führen. Dabei betonte Leber, die Mitglieder der IG Bau-Steine-Erden stünden
einmütig hinter ihrem Vorstand. Der Ablauf des Gewerkschaftstages hat da-
gegen eine beachtliche Stimmung der Unzufriedenheit mit dem politischen Kurs
des IG-Bau-Vorsitzenden Georg Leber zutage gefördert.

Der Gewerkschaftstag hat, das sei vor-
weg festgestellt, eine Reihe begrüßens-
werter Beschlüsse gefaßt und hat da-
mit der vorherrschenden Stimmung in
der Mitgliedschaft Ausdruck gegeben.
So forderten die Delegierten die Bun-
desregierung einmütig auf, einen eige-
nen Abrüstungsbeitrag zu leisten und
auf die Mitverfügung über atomare
Waffen zu verzichten. Sie lehnten jede
Hilfeleistung der Bundesrepublik im
Vietnam-Krieg ab. Deutsche Bauarbei-
ter sollen, nach einem weiteren Be-
schluß, nicht in militärische Spannungs-
gebiete entsandt und das Wahlalter
soll von 21 auf 18 Jahre herabgesetzt
werden.

Einmütig bekannte sich der Gewerk-
schaftstag auch zu der Forderung des
DGB-Aktionsprogramms nach Auswei-
tung der Mitbestimmung. Georg Leber
hatte diese Frage in seinem Grundsatz-
referat mit keinem Wort erwähnt. Spä-
ter, in einer Pressekonferenz, erklärte
er dazu, daß sie für seine Gewerk-
schaft nicht vordringlich sei. Die IG
Bau-Steine-Erden sei kein „Fahnenträ-
ger der Mitbestimmung". Scharfe Kri-
tik übten die Delegierten in einem
Beschluß auch an der Preispolitik der
Bundesregierung.

Bei der Notstandsproblematik wur-
de der Gewerkschaftstag jedodiden
Erfordernissen der Zeit nicht ge-
recht. Gegen etwa 30 Prozent der
Stimmen beschlossen die Delegier-
ten die vom Hauptvorstand einge-
brachte Initiativentschließung Nr. 1.
Darin wird der Hauptvorstand der
Gewerkschaft aufgefordert, „sich
gegenüber Parlament und Regie-
rung für die Wahrung der Inter-
essen der Arbeitnehmer in ihrem
Zuständigkeitsbereich einzusetzen",
wenn es zur Beratung und Verab-
schiedung von Notstandsgesetzen
kommt. Von der Ablehnung der-

j artiger Gesetze wird überhaupt
nicht gesprochen.

Die große Kluft, die dennoch in dieser
Frage zwischen dem Gewerkschaftsvor-
stand und den Mitgliedern herrscht,
kam in der Diskussion zum Ausdruck.
Von zwölf Dikussionsrednern sprachen
sich acht gegen den Initiativantrag des
Hauptvorstandes aus. Die vier Befür-
worter kamen allesamt aus dem haupt-

amtlichen Apparat. Dieser Gewerk-
schaftstag zerstörte die Legende von
der Gewerkschaft, die einmütig ihrem
Vorsitzenden folgt. In Wahrheit war
es wohl auch nie so gewesen.

Es ist indessen wichtig, zu wissen, un-
ter welchen Bedingungen die von dem
Berliner DGB-Beschluß abweichende
Entschließung zur Notstandsverfassung
in Bremen zustande kam:

Als die mehr als 330 Delegierten am
20. Juni ihre Plätze einnahmen, gab es
zehn Anträge, die sich alle gegen die
Notstandsgesetzgebung und eine Mit-
wirkung daran aussprachen. Sie waren
von verschiedenen Organisationen der
IG Bau-Steine-Erden eingebracht wor-
den. Erst auf dem Gewerkschaftstag
selbst setzte der Hauptvorstand einen
Entschließungsentwurf in Umlauf, der
dann als Initiativentschließung Nr. 1
in das Kongreßmaterial aufgenommen
wurde. Am zweiten Konferenztag ver-
suchte die Kongreßleitung, nachdem
die Antragskommission die Ablehnung
der zehn Anti-Notstandsanträge emp-
fohlen hatte, so nebenher sechs Minu-
ten vor Tagungsschluß über den Initia-
tivantrag abstimmen zu lassen.

Diese Rechnung ging jedoch nicht auf.
Die Delegierten verlangten eine ordent-
liche Debatte. Diese fand zu Beginn des
dritten Konferenztages statt. Während
der Dikussion teilte der Delegierte
Hensel mit, daß er einen Initiativan-
trag in zwei Exemplaren in Umlauf ge-
setzt habe. Nachdem der Initiativan-
trag von etwa 20 Delegierten unter-
zeichnet worden war, seien beide
Exemplare „an einer bestimmten Stelle
dieses Saales" spurlos verschwunden.
In diesem Antrag hatte es geheißen:

„Der Gewerkschaftslag stellt fest, daß
der Beschluß, den der DGB-Kongreß in
Berlin nach eingehender Beratung in
der Frage der Nostandsgesetzgebung
gefaßt hat, auch für die Mitglieder der
IG Bau-Steine-Erden bindend ist .. “

Und noch ein Trick wurde angewandt,
um unliebsame Überraschungen zu ver-
meiden. In der Entschließung zur Not-
standsgesetzgebung wird mit keinem
Wort für eine solche Gesetzgebung
plädiert, wie das von Georg Leber noch
auf dem 6. DGB-Kongreß und auch auf
dem 7. Kongreß geschehen war. Es 

werden keine Sachargumente für eine
Notstandsgesetzgebung mehr ange-
führt, sondern die ganze „Argumen-
tation" bewegt sich im verfahrenstech-
nischen Raum.

Aber auch die Befürworter des auf
dem Gewerkschaflstag beschlossenen
Antrages sind durchaus nicht alle als
Befürworter der Notstandsgesetzge-
bung anzusprechen. Ihnen wurde vom
Sprecher der Antragskommission in
der Begründung des Initiativantrages
u. a. folgendes gesagt:

„Der DGB-Bundesausschuß hat in Aus-
legung der Beschlüsse von Berlin am
13. 6. 1966 einen Beschluß gefaßt, der
an sich unserem Initiativantrag Nr. 10
vom Bundeskongreß in Berlin Rech-
nung trägt — wenn er nicht sogar noch

Eine ausführliche

Auseinandersetzung

mit dem Referat Georg Lebers

bringen wir im August-Heft

darüber hinaus geht. Wir freuen uns,
daß unserer Vorstellung insofern Rech-
nung getragen wurde ... Unter Berück-
sichtigung all dieser Punkte scheint
uns der Initiativantrag I 1 den Gege-
benheiten am besten zu entsprechen.
Der Initiativantrag I 1 deckt sich in-
haltlich mit dem Beschluß des Bundes-
ausschusses vom 13. 6. 1966.“

Im Hauptteil des Gewerkschaftstages,
der sozial- und bildungspolitische Fra-
gen umfaßte, beschäftigten sich die
Delegierten ausführlich mit der jetzi-
gen unzureichenden Schlechtwetter-
regelung. In zahlreichen Anträgen
wurde die Anhebung des Schlechtwet-
tergeldes von zur Zeit 45 auf 60 bis 75
Prozent des Durchschnittslohnes ge-
fordert. Außerdem wurde angeregt,
die Schlechtwettergeldregelung auf das
ganze Jahr auszudehnen. Die Anträge
zu diesem Komplex wurden dem
Haupvorstand als Material überwiesen.
In weiteren Entschließungen forderte
der Gewerkschaftstag: Die Fortführung
der Vermögensbildungspolitik, die
Fierabsetzung des Rentenalters auf 60
Jahre, die Durchführung einer sozial
fortschrittlichen Krankenversicherungs-
reform ohne jegliche Kostenbeteili-
gung der Arbeitnehmer, Maßnahmen
gegen die Bodenspekulation usw. Die
Lohnpolitik soll sich auch in Zukunft
an gesamtwirtschaftlichen Daten orien-
tieren.

Nach einem einstimmigen Beschluß des
Gewerkschaftstages soll künftig ange-
strebt werden, die Stiftung Berufshilfe
so auszubauen, daß auch die Kinder
verstorbener Mitglieder der IG Bau-
Steine-Erden ein Stipendium erhalten
können, wenn sie es wünschen. Gegen-
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wärKg bekommen nur die Kinder töd-
lich verunglückter Bauarbeiter Stipen-
dien

Verständigung setzt sich durch

Man muß zu diesem Gewerkschaftstag
bemerken, daß er sich — mit Ausnahme
in der Nolstandsfrage — in bezug auf
wesentliche politische und soziale Pro-
bleme im Sinne der gewerkschaftlichen
Solidarität im DGB entschieden hat.
Dabei ist zu betonen, daß diese Ent-
scheidungen, wie zur Atomrüstung,
zum Vietnamkrieg und zur Mitbestim-
mung, nicht das ausgeprochene Wohl-
wollen des ersten Vorsitzenden genie-
ßen. Der Gewerkschaftstag der IG
Bau-Steine-Erden hat bewiesen, daß
die solidarischen Kräfte auch in dieser
Gewerkschaft den wesentlichsten Fak-
tor darstellen. H./Sb.

Beschlüsse
Gegen Atomrüsfung

Der Gewerkschaitstag verurteilt den
Rüslungwettlauf in der Welt und das
.Streben der Mächte nach Atomwaffen.
Er fordert die deutsche Bundesregie-
rung auf, folgende Vorschläge zum
Grundsatz ihrer Politik zu machen:
1. Die Bundesregierung verzichtet auf
den Besitz und die Verfügungsgewalt
über Atomwaffen und andere Massen-
vernichtungswaffen.
2. Die Bundesrepublik unterbreitet
eigene Abrüstungsvorschläge und un-
terstützt die Bemühungen für die Her-
absetzung der Rüstungsausgaben.
3. Die Bundesrepublik wird aufgefor-
dert, alle Bestrebungen zu unterstüt-
zen, die das Ziel haben, die vorhande-
nen Atomwaffenbestände in der Welt
zu vernichten, um damit eine Entspan-
nung herbeizuführen.

Keine Hilfe im Vietnam-Krieg

Die Auseinandersetzungen in Vietnam
haben ein erschreckendes Ausmaß er-
reicht. Das deutsche Volk weiß, welche
Not und welches Elend ein Krieg für
die Bevölkerung mit sich bringt.
Die Delegierten des 7. Ordentlichen
Gewerkschaftstages wenden sich mit
Entschiedenheit gegen jede militäri-
sche Beteiligung der Bundesrepublik.

Stabilisierung des Preisniveaus

Der Gewerkschaftstag stellt fest, daß
die ständige Steigerung der Lebenshal-
tungskosten sehr besorgniserregend ist.
Das größte aktuelle Problem unserer
Wirtschaftspolitik ist nicht, wie nach
Bundeskanzler Erhard, „die überspitz-
ten Forderungen der Arbeitnehmer“,
sondern die seit Jahren ständig stei-
genden Preise, die in letzter Zeit, be-
sonders nach den Wahlen, beschleu-
nigt zunehmen.
Die Vertreterversammung fordert, daß
die gesamte Preispolitik, ganz beson-

Günther Stephan und Heinz Kluncker auf Jugendkonferenzen

über Ostkontakte der Gewerkschaften und Redneraustausch

Für die Verstärkung der Kontakte und die Beseitigung aller dem Redneraus-
tausch enlgegenstehenden Widerstände haben sich das Mitglied des geschäfts-
führenden DGB-Bundesvorstandes Günter Stephan und der OTV-Vorsitzende
Heinz Kluncker ausgesprochen. Beide sprachen vor Delegierten von Jugend-
konferenzen.

Stephan, der in Göppingen auf der
Jugendkonferenz der Gewerkschaft
Holz über das Thema: „Gewerk-
schaftsjugend — ihre Aufgaben in
dieser Zeit" referierte, hob als wich-
tigstes Ergebnis des DGB-Kongresses
in Berlin die breite Zustimmung zur
Intensivierung der Kontakte zu den
sozialistischen Ländern und ihren Or-
ganisationen hervor. In dieser Frage
habe sich der DGB-Kongreß betont
jugendfreundlich verhalten. Die Dele-
gierten hätten ein gutes Gespür für
die drängendsten Fragen der Zeit ge-
habt.

Als einen weiteren Erfolg nannte Ste-
phan den Beschluß des Bundesvorstan-
des, eine offizielle Delegation in die
östlichen Länder zu entsenden. Wenn
man bedenke, wie die Haltung des
DGB noch vor einiger Zeit ausgesehen
habe, sei darin sicherlich ein beacht-
licher Schritt nach vom zu sehen. Da
das offene Gespräch, der Gedankenaus-
tausch auch unter Menschen mit ver-
schiedenen oder gar gegensätzlichen
Standpunkten, noch nichts geschadet
habe, begrüße der DGB auch den vor-
gesehenen sogenannten Redneraus-
tausch.

In seinen weiteren Ausführungen
wandte sich Stephan scharf gegen die

ders die Gestaltung der von der öffent-
lichen Hand direkt und indirekt fest-
gesetzten Preise, zur Stabilisierung des
Preisniveaus eingesetzt wird und nicht
für einkommens- und finanzpolitische
Sonderinteressen.
Es ist an der Zeit, die gesetzlichen
Bestimmungen gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen so zu gestalten, daß die
Ausnutzung von Monopolstellungen zu
Lasten der Verbraucher nicht mehr
möglich ist.

Verdächtigungen, denen jeder in
Westdeutschland ausgesetzt sei, der
realistisch über die Oder-Neiße-Grenze
oder über die DDR spricht.

Das Thema Kontakte und Verstän-
digungbeherrschte auch ein Grund-
satzreferat, das der OTV-Vorsit-
zende Heinz Kluncker auf der außer-
ordentlichen Jugendkonferenz der
Gewerkschaft OTV in Berlin hielt.
Auf Grund der veränderten poli-
tischen Situation müßten auch die
Gewerkschaften prüfen, was sie auf
diesem Gebiet tun könnten. Die Ge-
werkschaften in anderen westlichen
Ländern hätten sidi längst über die
Kontaktverbote hinweggesetzt und
wirkten erfolgreich als Botschafter
des guten Willens.

Kluncker wies Lebers Bemerkungen
zurück, die Gewerkschaften in den so-
zialistischen Ländern könnten kein
Gesprächspartner sein. Die Arbeit-
nehmerorganisationen in der Sowjet-
union, der CSSR, in Polen und anders-
wo seien durchaus Gewerkschaften, die
sich bemühten, den arbeitenden Men-
schen Vorteile zu sichern. An anderer
Stelle seines Referates sagte Kluncker,
er habe während seines Aufenthaltes
in der UdSSR den sicheren Eindruck
gewonnen, daß man dort die tech-
nische und ökonomische Bewältigung
der Arbeitsprozesse, die Humanisie-
rung der Arbeit ernster betreibe als
bei uns; und verglichen mit den An-
strengungen auf dem Gebiet der Bil-
dung sei die Bundesrepublik ein Ent-
wicklungsland!

Kluncker bekräftigte die Entschlossen-
heit des Hauptvorstandes, die Kon-
takte auszubauen — unter anderem
durch die Einleitung von Ferienkon-
takten —, und versprach den Jugend-
lichen der OTV verbindlich, daß die
Gewerkschaftsjugend selbstverständ-
lich in dieses Programm aufgenommen
werde.

Mehr Mitbestimmung

Der Hauptvorstand wird beauftragt,
sich bei allen zuständigen Stellen dafür
einzusetzen, daß die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer in der deutschen
Wirtschaft ausgedehnt und erweitert
wird. Gleichzeitig ist dafür zu sorgen,
daß auch in dieser erweiterten betrieb-
lichen Mitbestimmung das Wirken der
Gewerkschaften nicht behindert wird.

Eine Einschränkung machte Kluncker
jedoch hinsichtlich der DDR-Kontakte.
Wegen der besonderen Kompliziert-
heit des gesamtdeutschen Dialogs müß-
ten diese Kontakte in der Verantwor-
tung des Hauptvorstandes bleiben.
Sollten die ersten Ergebnisse erfolg-
versprechend verlaufen, werde sich
auch die Gewerkschaft OTV diesem
Dialog stellen und ihre guten Dienste
anbieten. HW
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Programm für „Frauen von heute“

Arbeitsprogramm des DGB wird zusammengestellt

Eine Initiative der IG Chemie-Frauenkonferenz

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß des DGB in Berlin beauftragte den DGB-
Bundesvorstand, „die 1949 beschlossenen Richtlinien für die Frauenarbeit im
DGB zu überarbeiten und verstärkt zu publizieren. Diese Richtlinien sind durch
ein Arbeitsprogramm, das die insbesondere durch die bisherige gewerkschaft-
liche Arbeit veränderten Gegenwartsbedingungen berücksichtigt, zu ergänzen."

Die Initiatoren dieses Antrages, die
Delegierten der Gewerkschaft Textil-
Bekleidung, schlugen dazu vor, „alle
vom DGB und seinen Gewerkschaften
gefaßten Beschlüsse hinsichtlich der
Frauenerwerbsarbeit zusammenzufas-
sen, zu überprüfen und zu koordinie-
ren. Darauf aufbauend ist das Arbeits-
programm des DGB für die Lösung der
Probleme der Frauenerwerbsarbeit zu
erarbeiten."

Mit diesem Beschluß sehen sich die
Gewerkschaften in bezug auf die
Frauenarbeit, vor allem natürlich die
Kolleginnen selbst, der Erledigung
einer umfangreichen Arbeit gegen-
übergestellt.

I
ln einer Reihe von Gewerkschaften
wurden bereits Befragungen und
Untersuchungen durchgeführt, die
Aufschluß über die Lage der er-
werbstätigen Frauen gaben. Eine
solche Aktivität erwies sich als
notwendig, weil von Seiten der Re-

gierungsstellen die vor Jahren be-
schlossene Frauen-Enquete nurschleppend durchgeführt wird.

Jetzt hat eine große Gewerkschaft
eine bemerkenswerte Initiative in die-
ser Richtung entwickelt. Auf der 5. Zen-
tralen Frauenkonferenz der IG Chemie-
Papier-Keramik Mitte Juni in Hamburg
legte die Abteilung Frauen beim
Hauptvorstand den Delegierten unter
der Bezeichnung „Frauen von heute"
einen gedruckten Katalog von Forde-
rungen an „Staat, Wirtschaft und Ge-
sellschaft" vor.

Diese Frauen von heute, gemeint sind
die rund 10 Millionen berufstätigen
Mädchen, Frauen und Mütter, „sorgen
mit ihrer Arbeit für das Funktionieren
der Wirtschaft, sichern durch ihre Ar-
beit den Lebensstandard der Familien,
erfüllen durch Familienpflichten eine
staatsbürgerliche Aufgabe, haben es
schwerer als Männer", heißt es in die-
ser Schrift. Keine erwerbstätige Frau
wird dies bestreiten, denn noch immer
bestehen weit verbreitete Vorurteile
gegenüber der Frauenerwerbsarbeit,
und noch immer werden sie trotz im
Grundgesetz verankerter Gleichberech-
tigung materiell benachteiligt.

Als dringendste Forderungen, über die
auf den Frauenkonferenzen aller Ge-
werkschaften und des DGB seit Jahren
diskutiert, beraten und beschlossen
wird, hat die IG Chemie-Papier-Kera-
mik festgehalten:

■ Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-

beit. Die letzten Leichtlohngruppen
— getarnte Frauenlohngruppen —
müssen beseitigt werden.

■ Berufliche Anerkennung, gleiche
Aufstiegschancen, keine Abwertung
der von Frauen ausgeübten Tätigkeit.

■ Ausbau und Modernisierung des
Arbeitsschutzes, Einhaltung der Schutz-
bestimmungen, vor allem für den
Mutterschutz, strengere Überwachung
durch die Aufsichtsbehörden.

■ Bessere Bildung, Anpassung des
ganzen Schul- und Ausbildungswesens
an die Anforderungen einer modernen
Industriegesellschaft. Keine unter-
schiedlichen Bildungsziele für Jungen
und Mädchen.

■ Hilfen für berufstätige Mütter durch
Errichtung von Kindertagesstätten,
Krabbelstuben, Kindergärten, Kinder-
horte und Ganztagsschulen; durch be-
zahlte Freistellung der Mütter bei Er-
krankung ihrer Kinder.

■ Urlaubsreisen mit Kolleginnen zur
Erholung, zur Freude, zur Kontakt-
aufnahme mit Menschen jenseits der
Grenzen, verbunden mit gewerkschaft-
lichen Studienprogrammen.

Zu anderen dringenden Forderungen,
wie Herabsetzung der Rentenalters-

Aus dem umfassenden Bericht des
Hauptvorstandes, der den 520 Dele-
gierten vorlag, ging hervor, daß die
gewerkschaftlich organisierten Lehrer
und Erzieher sich um den Einfluß auf
die Gestaltung der Bildungsprobleme
sowie die Qualifizierung und mate-
rielle Sidierung der Lehrerschaft mit
Erfolg bemüht haben. Zu diesem Be-
richt gab es nur wenig Diskussionen
und kaum eine Kritik.

Leidenschaftlicher wurde dagegen die
Aussprache zur Frage der Organisa-
tionsstruktur, zu der ein Bericht der 

grenze, Verbot der Nachtarbeit, he-
rung des Arbeitsplatzes für 55 Jahre
alte Arbeiterinnen, Behandlung der
Probleme aus der Teilzeitbeschäfti-
gung, Mutlerschulzgesetz u. ä. haben
die Delegierten dieser Frauenkonfe-
renz besondere Beschlüsse gefaßt.

Die Leiterin der Frauenabteilung beim
Hauptvorstand, Rose Marquardt, hat
diesen „Wunschzettel" als das Akti-
onsprogramm der Kolleginnen ihres
Industriegewerkschaftsbereiches be-
zeichnet. Die Gewerkschaft wendet
sich damit besonders auch an die un-
organisierten Frauen, damit sie nicht
länger abseits stehen und sich gleich-
falls in der Organisation für die Er-
reichung dieser Ziele einsetzen.

Dieser Katalog ist gleichzeitig ein
wertvoller Beitrag zur Erarbeitung des
vorgesehenen Arbeitsprogramms des
DGB. I. S.

Im politischen Bereich entschied sich
die Frauenkonferenz der IG Chemie
gegen die Notstands- und Zivildienst-
gesetzgebung und bekräftigte den ent-
sprechenden Beschluß des DGB-Bun-
deskongresses. Die Konferenz forderte
sofortige Aktionen zur Verhinderung
dieser Gesetzespläne. Der DGB-Bun-
desvorstand wurde aufgefordert, allen
Bestrebungen zur Einführung eines
Pflicht- und Sozialjahres für Mädchen
nachdrücklich entgegenzutreten.

Die Delegierten der Frauenkonferenz
ersuchten den Hauptvorstand der IG
Chemie-Papier-Keramik, Bemühungen
um eine Annäherung und Verständi-
gung „mit unseren Landsleuten in der
DDR" zu unterstützen. Dazu sollten
Delegationen von Gewerkschaftern aus
der Bundesrepublik und der DDR zu
Kontaktgesprächen zusammenkommen.

Rationalisierungskommission des
Hauptvorstandes vorlag. In diesem
Bericht wird festgestellt, daß die in
langer Tradition gewachsene Arbeits-
weise des Gesamtverbandes den mo-
dernen Anforderungen nicht mehr ge-
wachsen sei. Es komme darauf an, sich
den neuen Anforderungen anzupassen,
um schnell und schlagkräftig entschei-
den zu können.

Die besondere Wertschätzung der
GEW kam in der Öffentlichkeit darin
zum Ausdruck, daß eine Reihe promi-
nenter Persönlichkeiten am Kongreß 

Bildungspolitik von morgen

Kongreß der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Bildung ist nicht nur sachliches und fachliches Wissen

Ein wenig im Schatten der Diskussionen nach dem Bundeskongreß stand der
Kongreß der Lehrer und Erzieher, der sich Anfang Juni in Hamburg mit den vie-
len komplizierten und detaillierten Fragen der Bildungs-, Kultur- und Wissen-
schaftspolitik sowie auch der Tarif- und Besoldungsprobleme der Lehrer und
Erzieher beschäftigte.
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teilnahmen, so u. a. Schleyer von der
Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände und der Präsident
des Deutsdien Bauernverbandes, Ed-
mund Rehwinkel, sowie Ludwig Ro-
senberg vom DGB, die über das Gene-
ralthema „Bildungspolitik für morgen"
referierten. Am grundsätzlichsten
sprach dazu der DGB-Vorsitzende, der
u. a. ausführte:

„Wir (die Gewerkschaften) meinen,
wenn wir von Bildung sprechen, ein
umfassendes, nicht nur auf ein oder
wenige Fachgebiete begrenztes Wis-
sen, das mehr ist als ein Instrument
zur Bewältigung technischer oder fach-
licher Aufgaben. Das auch mehr ist als
vieles, das man in Schulen und Hoch-
schulen vermittelt und gewiß lehren
und lernen muß. Und wenn wir von
,Bildung für morgen' sprechen, dann ist
uns klar, daß dieser Begriff sich nicht
nur auf die Ausbildung von Fachleuten
und die Vermittlung von Fachwissen
in jenem Sinne beziehen kann, wie es
heule oft verstanden wird. Wir den-
ken daran, daß alles Fachwissen und
die bestfunktionierende Technik und
die bestausgerüstele Wirtschaft, daß
alle noch so hervorragenden Wissen-
schaftler, Fachleute und Facharbeiter
keine Gewähr dafür bieten, daß eine
freiheitliche demokratische Ordnung
gewahrt und gesichert ist."

Rosenberg schloß mit dem Hinweis,
daß die Demokratie von dem Bildungs-
grad ihrer Bürger abhänge.

Prof. Rodenstein zog aus der Dis-
kussion die Schlußfolgerung, daß
drei Gruppen in unserer Gesell-
schaft skandalös benachteiligt sei-
en, nämlich die Arbeiterkinder, die
Kinder vom Lande und die Mäd-
chen. Dabei unterstützte er Ausfüh-
rungen des Bauernpräsidenten Reh-
winkel, der sich in einem Vortrag
gegen die jahrzehntelange Ver-
nachlässigung des flachen Landes
durch die staatliche Schul- und Bil-
dungspolitik bis in die Gegenwart
hinein gewandt hatte.

Der Kongreß der Lehrer und Erzieher
stellte sich einstimmig hinter die vom
7. DGB-Bundeskongreß aufgestellten
Forderungen und Grundsätze zur Bil-
dungspolitik. Von den rund 150 An-
trägen und Entschließungen, die den
Delegierten vorlagen, ist die Ent-
schließung zur „Intensivierung der
politischen Bildung an den Berufs-
schulen" bemerkenswert, in der es u. a.
heißt, die demokratische Staats- und
Lebensform habe als Wirklichkeit nur
Bestand, wenn sie von möglichst vie-
len Menschen getragen wird. Die
Schule sei berufen, diese staatsbürger-
liche Aufgabe wahrzunehmen. Da rund
80 Prozent der Jugendlichen die Be-
rufsschule besuchen und sie erst in
diesem Alter bewußt einer politischen
Bildung zugänglich sind, müsse die
Berufsschule diese Erziehungs- rund
Bildungsaufgabe durchführen. Da-
neben nahm der Kongreß auch eine
Entschließung zur Friedenspolitik an.

Die Alleingänge müssen unterbleiben

NGG-Vorsifzender kritisiert mangelnde Solidarität im DGB

Das leidige Thema: Mehr Macht für die Spitze im Bund?

Soll der DGB eine lose, koordinierende Dachorganisation der Gewerkschaften
oder eine „starke Spitze" mit exekutiven Vollmachten sein? Um diese Frage
geht in den Gewerkschaften die Debatte schon seit langem. In der „Welt der
Arbeit" vom 10. Juni hat dazu der Vorsitzende der Gewerkschaft Nahrung-
Genuß-Gaststätten, Alfred Schattanik, das Wort ergriffen.

Schattanik beklagt mit Recht die „ei-
genwilligen Eskapaden einiger Ge-
werkschaftsvorsitzender", die in den
Augen der Mitglieder mißfällig an-
kämen und dazu angetan seien, die
gewerkschaftliche Solidarität zu schwä-
chen. Wörtlich meint Schattanik: „Mil
jeder Aktion, die eine einzelne Ge-
werkschaft ,etwas außerhalb der ge-
samtgewerkschaftlichen Solidarität un-
ternimmt, begeben wir uns selbst eines
Teiles der Kraft, als wichtigster ge-
sellschaftlicher Faktor bei der Lösung
der großen Zukunitsaufgaben dabei-
zusein.“

Man muß nicht dreimal raten, um zu
wissen, daß damit hauptsächlich Georg
Leber gemeint ist, der in der Vergan-
genheit und augenfällig auf dem Ber-
liner DGB-Kongreß (so wie zuletzt
wieder auf dem Bremer Gewerkschafts-
tag der IG Bau-Steine-Erden) seine
Extratouren geritten ist. Die krank-
hafte Publizitätssucht dieses Mannes,
der soviel peinlichen Beifall aus dem
anderen Lager erheischt, ist in der Tat
ein Ärgernis. Dies um so mehr, als
Lebers Aktivität dem Inhalt nach dar-
auf abzielt, den DGB und die gesamte
Gewerkschaftsbewegung auf einen
konformistischen Kurs zu bringen.

Der NGG-Vorsitzende drückt in dem
Artikel sein Unbehagen über die nach-
trägliche Interpretierung des Berliner
Anti-Notstandsbeschlusses aus und
fragt: „Soll der Meinungsstreit um die-
sen Komplex auf die Ebene des Bun-
desvorstandes zurückverlagert wer-
den, also dahin, wo er vordem lag und
trotz manch guter Ratschläge und Be-
mühungen um eine einheitliche Stel-
lungnahme des DGB ungelöst blieb?
Soll das Spiel von neuem beginnen?“

Zweifellos ist auch dieses neuerliche
„Spiel" das Werk derjenigen, die sich
mit der ablehnenden Entscheidung des
7. DGB-Kongresses in Sachen Not-
standsgesetze nicht zufrieden geben
wollen. Man muß dazu aber auch be-
merken, daß dieses Spiel ausgerech-
net in der DGB-Spitze vor sich geht,
die Schattanik noch gestärkt sehen
möchte. Vielleicht muß man auch fra-
gen, ob nicht die Solidarität im DGB
angesichts solcher politischer Zweck-
akrobatik ebenso leidet wie infolge
Leberscher Extratouren?

Die Sorge des NGG-Vorsitzenden um
die „Stoßkraft der Gewerkschaften",
wie Schattanik es formuliert, ist be-
gründet. Aus seinen Darlegungen geht
klar hervor, daß er eine Stärkung des
DGB und der gewerkschaftlichen Soli-
darität wünscht, um nachdrücklicher
an die Lösung der wichtigen gewerk-
schaftspolitischen Fragen herangehen
zu können.

Um auf diesem Wege weiterzu-
kommen, dürften zunächst jedoch
zwei Dinge erforderlich sein: Ein-
mal müssen alle bedenklichen Al-
leingänge aus einer bestimmten
Ecke unterbleiben, und zum andern
muß der geschäftsführende DGB-
Bundesvorstand noch den Beweis
anlreten, daß er einen Zuwachs an
Macht nicht in einen Zuwachs an
Bremsversuchen gegen begrüßens-
werte gewerkschaftliche Initiativen
umzuwandeln gewillt ist.

Vor etwa einem Jahr hat die Gewerk-
schaft Nahrung-Genuß-Gaststätten ei-
nen bemerkenswerten Plan zur Ver-
mögensbildung in Arbeitnehmerhand
ausgearbeitet. Dieses Konzept ver-
folgte nicht nur die einfache Geld-
ansammlung für langfristiges Sparen,
sondern lief darauf hinaus, eine Betei-
ligung der Arbeitnehmer an der be-
trieblichen Gewinnsubstanz zu errei-
chen. Dann schaltete sich der DGB ein,
um alle Vorstellungen und Pläne zum
Thema Vermögensbildung zu „koordi-
nieren" — und man hat nie wieder
etwas von dem NGG-Plan gehört;
wohl aber und um so lauter von der
Vermögensbildungspolitik der IG Bau-
Steine-Erden.

Es ist wirklich an der Zeit, und so ist
auch der Appell Alfred Schattaniks zu
verstehen, daß sich die Gewerkschaf-
ten im DGB zu einer schöpferischen
Solidarität finden, die einzig und al-
lein an den Interessen aller Arbeit-
nehmer orientiert ist. Das DGB-
Grundsatzprogramm und das Aktions-
programm bilden dabei eine gute
Orientierungshilfe. Hierbei gibt es,
was die Schaffung des demokratischen
und sozialen Rechtsstaates betrifft, ge-
nügend Aufgaben, für deren Realisie-
rung die Gewerkschaften an einem
gemeinsamen Strang ziehen müssen.

G.S.
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Das Stiefkind Arbeitsmedizin

DGB fordert Akademie für Arbeits- und Soxialmedizin

Eine nachahmenswerte Initiative in Bayern

Im Juni hat der DGB in Bayern den
Fraktionen im Bayrischen Landtag und
den Mitgliedern der Sozialpolitischen
Ausschüsse in Landtag und Senat den
Entwurf eines Gesetzes übergeben,
welches die Errichtung einer Akade-
mie für Arbeits- und Sozialmedizin als
Anstalt des öffentlichen Rechtes vor-
sieht. Das ist ein bemerkenswerter
Vorstoß.

Wir wissen es alle: Die Wartezimmer
der Ärzte sind überfüllt. Der Arznei-
mittelverbrauch steigt; die Frühinvali-
dität nimmt zu. Es werden immer mehr
Erholungsmaßnahmen gefördert; man
erlaubt Vorsorgeuntersuchungen, um
Frühschäden zu erkennen; man hält
Gesundheitstagungen ab, schuf ein
Gesundheitsministerium und hat den-
noch eine Lücke im Netz der Maßnah-
men geflissentlich übersehen, welche
nun durch die Forderung des DGB in
Bayern zumindest in den Blickpunkt
gerückt wird: die mangelhafte bzw.
fehlende Ausbildung der Mediziner
auf arbeits- und sozialmedizinischem
Gebiet. Ein bereits früher gestellter
Antrag des DGB auf Einführung der
Arbeits- und Sozialmedizin als Prü-
fungsfach für medizinische Studien-
abschlußprüfungen wurde vom Fakul-
tätenausschuß erst kürzlich wieder ab-
gelehnt.

Was ist Arbeismedizin? Sie soll die
psychischen und physischen Reaktio-
nen des Menschen auf seine Arbeit
und Arbeitsumwelt untersuchen und
die arbeitsbedingten Gesundheitsschä-
den aufdecken. Dabei geht es nicht nur
um die sogenannten Berufskrankhei-
ten, sondern um das Erkennen und
Beseitigen von Berufskrankheit aus-
lösenden Bedingungen.

Auch die Sozialmedizin ist in der Bun-
desrepublik noch weitgehend unbe-
kannt. Sie versucht, milieubedingte
Gesundheitsstörungen aufzudecken,
und kann in Verbindung mit soziolo-
gischen und sozialpsychologischen Er-
kenntnissen nicht nur die bessere Auf-
klärung der Bevölkerung über solche
Zusammenhänge gewährleisten, son-
dern auch Spannungen beseitigen hel-
fen, die Krankheiten fördern.

Was hier gemeint ist, zeigt am besten
ein Blick in die Praxis. Obwohl die
Wartezimmer voller Menschen sitzen,
die tagsüber in irgendwelchen Betrie-
ben arbeiten, haben nur wenige Ärzte
je einen solchen Betrieb von innen
gesehen. In ihrer Ausbildung ist so
etwas jedenfalls nicht vorgesehen. Sie
diagnostizieren Kreislaufschäden, Hal-
tungsfehler, vegetative Dystonien u. ä.

und haben keine Vorstellungen von
Maschinenlärm, vom Fließbandtakt,
von wechselnden Schichtzeiten und
den daraus resultierenden seelischen
und körperlichen Belastungen.

Ein Arzt, der sich als Arbeitsmediziner
ausbilden will, kann das in Sonder-
kursen nach seinem Studium zwar tun;
aber er muß in dieser Zeit in seiner
Praxis einen Vertreter beschäftigen
oder schließen. Frage: Wer ist schon
so ein Idealist, und wem kann man es
verübeln, wenn er von diesen ohnehin
dürftigen Möglichkeiten keinen Ge-
brauch macht?

Die Werksärzte dagegen sind Ange-
stellte der Betriebe. Sie haben zwar
eine Menge Möglichkeiten, aber sie
dürfen höchstens in Notfällen behan-
deln. Wenn sie ihre Diagnose gestellt
haben, müssen sie den Kranken an
einen Kassenarzt überweisen. Es gibt
in der Bundesrepublik kein Werks-
ärztegesetz wie z. B. in Frankreich. So
gibt es bei uns eine ganze Reihe von
größeren Betrieben, die sich den „Lu-
xus" eines Werksarztes gar nicht erst
leisten, sondern dem Arzt „um die
Ecke" in Sondersprechstunden ihre Be-
schäftigten zuschicken, z. B. um die
vom Gesetz festgelegten Untersuchun-
gen (JASchGes, MSchGes usw.) durch-
führen zu lassen. Dieser Arzt kann
sich dann auch „Werksarzt" nennen
und der werksärztlichen Vereinigung
beitreten, ohne daß er je veranlaßt
wurde, sich in Arbeitsmedizin auszu-
bilden.

Die Situation ist nicht nur im Gan-
zen unbefriedigend, sondern auch
in höchstem Maße grotesk. Was
könnte an Versicherungs- und
Krankengeldern, geschweige denn
an seelischer Not und Schmerzen
erspart werden, wenn diese „Haupt-
verbandsplatztaktik" endlich auf-
hören würde. Mit einem „Verbin-
den" und wieder Hinausschicken in
die alten Verhältnisse ist nichts ge-
wonnen. Das beweisen ja schließ-
lich die steigenden Frühinvaliden-
zahlen usw.

Es wird mehr denn je nötig, den
Maschinenrhythmus, die Sitzgelegen-
heiten, die Klimaanlagen, die Bedie-
nungshebel, das Arbeitstempo, die
Räumlichkeiten usw. so zu gestalten,
daß man damit und darin leben und
arbeiten kann und nicht dadurch er-
krankt. Nicht zuletzt sind es in vielen
Fällen die Vorgesetztenmanieren, die
den Menschen psychisch so belasten
und zusetzen können, daß nur noch die
Flucht in die Krankheit als Ausweg
bleibt.

Die doppelte Moral, die dem Problem
innewohnt, wird klar, wenn man nach

Bundesregierung will Renten-
versicherungsbeiträge erhöhen

Der Beitragssatz zur gesetzlichen
Rentenversicherung der Arbeiter und
Angestellten soll nach einem Beschluß
des Bundeskabinetts nicht erst 1969,
wie Bundesarbeitsminister Katzer es
vorgesehen halte, sondern bereits ab
1. Januar 1968 von jetzt 14 auf 15 Pro-
zent heraufgesetzt werden. Für 1970
ist eine weitere Beitragsanhebung auf
16 Prozent vorgesehen.

Angeblich macht der ungünstige Al-
tersaufbau der Bevölkerung eine sol-
che Maßnahme erforderlich. Dieses Ar-
gument klingt jedoch recht unglaub-
würdig, zumal die Rentenversicherun-
gen in diesem Jahr wieder einen Ein-
nahmeüberschuß von mindestens 1,5
Milliarden DM erzielen werden. Eine
Situation, daß die Ausgaben die Ein-
nahmen übersteigen, ist noch keines-
wegs herangereift. Vielmehr muß be-
fürchtet werden, daß die Bundesregie-
rung zur Entlastung ihres durch Rü-
stungsausgaben strapazierten Haus-
halts künftig ihrer Verpflichtung auf
Zuschußzahlung zur Rentenversiche-
rung in erhöhtem Umfang mit Schuld-
verschreibungen statt mit Bargeld
nachzukommen gedenkt. Dieses Ver-
fahren wird durch Bonn schon seit drei
Jahren mit ständig größer werdenden
Summen praktiziert.

dem schlichten Recht fragt. Ein Auto-
fahrer, der jemand anfährt und schuld-
haft verletzt, wird für diesen Körper-
schaden mit Fug und Recht haftbar ge-
macht. Wenn ein Betrieb dagegen an
seiner Packmaschine z. B. Frauen ste-
hend acht Stunden beschäftigt, so
daß sie an Unterleibsschädigungen,
Senkfüßen, Durchblutungsstörungen,
Krampfadern u. ä. leiden, dann wird
die Schuld nicht mehr untersucht, son-
dern das Leiden als Schicksal, bei grö-
ßerem Glück als Berufskrankheit ab-
getan. Der Betrieb wird jedoch nicht
verpflichtet, z. B. Stühle an diesen Ar-
beitsplätzen aufzustellen.

In einer Akademie für Arbeits- und
Sozialmedizin —nachdem diese Fächer
keine Prüfungsfächer werden konn-
ten — sollten sich insbesondere Gut-
achterärzte für die Versicherungen, die
Vertrauensärzte, die Werksärzte, die
Ärzte in den dichtbesiedelten Arbei-
tervierteln der Großstadt — die es
auch heute noch gibt — und viele an-
dere ein Wissen .aneignen und erwei-
tern können, das sie befähigt, auf so-
zialpolitischem Gebiet Entscheidungen
mit zu beeinflussen, die wirklich der
Gesundheit dienen. e . B.
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Eeschlüsse d®s DGB-Kongresses

Der 7. Bundeskongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes hat im Mai in Berlin
insbesondere auch im sozialpolitischen Bereich eine umfangreiche Skala aktu-
eller Forderungen erhoben. Dieses gewerkschaftliche Programm wäre ohne Zwei-
fel geeignet, zahlreiche Mißstände auf diesem Sektor in der Bundesrepublik
überwinden zu helfen. — Wir setzen im folgenden den im Juni-Heft begonnenen
Abdruck von Beschlüssen des DGB-Kongresses fort:

2. Welche Ergebnisse hoben die Gesundheits-
maßnahmen der Sozialversicherung, insbeson-
dere der Rentenversicherung?

3. Welche neuen Maßnahmen sind erforderlich,
um eine erfolgreiche Bekämpfung der Früh-
invalidität zu erreichen?

Bei den Beratungen sollte beachtet werden, daß
zur Erhaltung der beruflichen Tätigkeit und der
beruflichen Wiedereingliederung der Leistungs-
geminderten ein .einheitliches Recht auf Rehabi-
litation" zu schaffen ist, durch das jeder Ge-
schädigte unabhängig von der Ursache der
Schädigung einen Anspruch auf umfassende Hil-
fen erhält.

Paritätische Mitbestimmung

Der DGB-Bundeskongreß beauftragt den DGB-
Bundesvorstand, durch verstärkte Öffentlichkeits-
arbeit nicht nur die Arbeitnehmer, sondern die
gesamte Bevölkerung unserer Bundesrepublik von
der Notwendigkeit einer paritätischen Mitbe-
stimmung in der Wirtschaft zu überzeugen.
Begründung : Die Unternehmerverbände
betreiben eine aufwendige Propaganda gegen
unsere Forderungen auf paritätische Mitbestim-
mung. Sie werden dabei von der Bundesregie-
rung tatkräftig unterstützt. Man versucht, dieses
Problem in der Öffentlichkeit immer wieder so
darzustellen, als ob die Verwirklichung unserer
Forderungen den Untergang der demokratischen
Ordnung herbeiführt. Leider beeinflussen diese
irreführenden Behauptungen weite Teile unserer
Öffentlichkeit.
Zur Abwehr dieser Angriffe reichen Zeitungsan-
zeigen und Artikel in der Gewerkschaflspresse
nicht aus. Mit Großveranstaltungen und Kund-
gebungen könnte man sicher dazu beitragen, daß
unsere Forderungen em besseres Echo finden.

Ta rifa ufonom ie

Die von den Gewerkschaften nach den Laufzeiten
und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen
Entwicklung vorgenommenen Kündigungen der
Tarifverträge werden immer wieder zum Anlaß
genommen, in tendenziöser Weise von Lohnwel-
len zu sprechen.
In diesen Stellungnahmen wird den Gewerk-
schaften eine wirtschaftlich verantwortungslose
Interessenpolitik unterstellt und die Bildung von
Institutionen gefordert, welche diese angeblich
verantwortungslose Politik in ihre Schranken
weist.
Spannungen, die natürlicherweise in den Tarif-
auseinandersetzungen zwischen den Tarifpar-
teien entstehen, werden zum Anlaß genommen,
um nach autoritären Entscheidungen Dritter zu
rufen.

Alle diese Bestrebungen zielen auf eine Ein-
engung, letztlich auf eine Beseitigung der Tarif-
autonomie ab Die Gewerkschaften weisen nach-
drücklich darauf hin, daß die von ihnen frei und
in gemeinsamer Verantwortung mit der Arbeit-
geberseitc vereinbarten Tarifverträge die wirt-
schaftliche Entwicklung der Bundesrepublik nicht
gehemmt, sondern gefördert haben.
Die Gewerkschaften werden jedem Versuch einer
Behinderung der Tätigkeit frei gebildeter Koali-
tionen entschlossen enlgegentreten und darauf
achten, daß die durch unser Grundgesetz ge-
währleistete Tarifautonomie uneingeschränkt er-
hallen bleibt.

Gleicher Lohn

für gleichwertige Arbeit

Trotz eindeutiger Rechtsgrundlagen, die durch
das Grundgesetz Art. 3, die Bundesarbeitsge-
richtsurteile, die lAO-Konvention Nr. 100 und
den EWG-Vertrag Art. 119 für die Lohnan-
sprücho der Frauen bestehen, sind die früheren
Frauenlohngruppon immer noch vorhanden. Sie
bestehen als .Leichtlohngruppen' oder .Lohn-
gruppen für körperlich leichte Tätigkeiten' wei-
ter. Es zeigt sich immer deutlicher, daß diese
ehemaligen Frauenlohngruppon nicht nur ein
Problem bei der Entlohnung der Männer wor-
den, die durch technische Veränderungen Ar-
beitsplätze einnehmen, auf die das Merkmal
.körperlich leicht" zutrifft. Eine im Auftrage der
IG Metall durchgeführle Untersuchung von Rad-
ke/Rathert beweist das ebenfalls.

Es ist unerläßlich, daß die Gewerkschaften und
Industriegewerkschaften mehr als bisher bei den
Lohnverhandlungen darauf drängen, daß die ge-
werkschaftliche Forderung nach gleichem Lohn
für gleichwertige Arbeit, entsprechend den Be-
schlüssen zahlreicher Gewerkschaftskongresse
sowie des Grundsatzprogramms und des Ak-
tionsprogramms, bald realisiert wird. Da die
Arbeitgeber hier besonders harten Widerstand
zeigen und genauso wie die Bundesregierung 

behaupten, daß die Lohngleichheit in der Bun-
desrepublik durchgeführt sei, verdienen alle ge-
werkschaftlichen Erfolge bei den Tarifverhand-
lungen und bei der Einstufung in den Betrieben
besondere Anerkennung

Entschädigung wegen

Wegfalls von Arbeitsplätzen

Der Bundesvorstand des DGB wird beauftragt,
ein Gesetz zu erwirken, das den Arbeitnehmern
einen Anspruch auf Entschädigung sichert, denen
ohne eigenes Verschulden wegen Wegfall von
Arbeitsplätzen gekündigt wird.
Diese Entschädigung ist aus einem Fonds zu zah-
len, der aus Beiträgen der gesamten Industrie
und aus Steuermittcln aufzubringen ist.
Die in Großbritannien seit Dezember 1965 fest-
gelegten entsprechenden Bestimmungen sollten
bei der Fassung des Gesetzentwurfs zu Rate ge-
zogen werden
Begründung : Die strukturellen und die
technischen Veränderungen in der Wirtschaft ha-
ben in bezug auf die Freisetzung von Arbeit-
nehmern größere Ausmaße angenommen, als sie
die anhaltende Konjunktur sichtbar werden läßt.
Immerhin werden in einzelnen Bereichen — z. B.
Bergbau — heute schon Kräfte freigesetzt, die
vom Arbeitsmarkt nicht mehr ohne weiteres auf-
genommen werden können. Das gilt zur Zeit
zwar im wesentlichen nur für ältere Arbeits-
kräfte, würde sich aber bei einer Abschwächung
der Konjunktur auch für die anderen Arbeitneh-
mer erweisen.
Mit einer fühlbaren finanziellen Schutzmaßnah-
me, die im Zusammenhang mit anderen Unter-
slülzungsmaßnahmen gesehen werden muß (Ar-
beitslosenhilfe, Anpassungshilfen usw.), würde
die Bereitschaft, in Gebiete mit Arbeitskräfte-
mangel umzuwechseln, sehr viel stärker werden.
Größere Mobilität der Arbeitskräfte entspricht
den Bedürfnissen einer sich verändernden und
sich ausweitenden Wirtschaft.

Lohnfortzahlung für Arbeiter
im Krankheitsfälle

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß des DGB for-
dert von den gesetzgebenden Organen des Bun-
des die baldige Verabschiedung eines Gesetzes
über die Lohntortzahlung der Arbeiter im Krank-
heitsfälle.
Die arbeitsrechtliche Gleichstellung der Arbeiter
mit den Angestellten bei Arbeitsunfähigkeit ist
aus sozialpolitischen und gesellschaftspolitischen
Gründen vordringlich. Sie ist eine wesentliche
Voraussetzung für eine zeitgemäße Neuordnung
der Krankenversicherung und muß dieser des-
halb vorausgehen. Der Bundeskongreß lehnt eine
versicherungsrechtliche Regelung der Lohnfort-
zahlung ganz entschieden ab. Er macht im übri-
gen darauf aufmerksam, daß die Arbeitgeber
schon 1964 zum Ausgleich für die Mehrbelastun-
gen der Lohnfortzahlung von der Finanzierung
der Kindergeidieislungen freigestellt wurden.

Bekämpfung der Frühinvalidifäf

Der 7. Ordentliche Bundeskongreß stellt mit Sorge
fest, daß der Gesundheitszustand der arbeiten-
den Bevölkerung, insbesondere der jungen Ar-
beitnehmer, weitgehend unbefriedigend ist. Die
bisher getroffenen Maßnahmen reichen offen-
sichtlich nicht aus, um Fortschritte zu machen.
Die Zahl der Frühinvaliden und der Leistungsge-
minderten ist nach wie vor viel zu hoch.
Dor Bundeskongreß fordert daher ein Programm
zur Bekämpfung der Frühinvalidität. Hierbei soll
mit Ärzten und anderen Sachverständigen zu-
sammongearbeitet werden. Das Programm ist der
Offentlidikeit und dem Gesetzgeber vorzulegen.
Es sollten dabei insbesondere folgende Grund-
satzfragon geklärt werden:
1. Welche Maßnahmen sind erforderlich, um die

Ursachen und die beginnende Minderung der
Erwerbslosigkeit rechtzeitig feszustellen?

Keine Bundesschuldverschreibungen

Der 7. DGB-Bundeskongreß verurteilt den Be-
schluß der Bundestagsmehrheit, nun schon das
dritte Mal einen erheblichen Teil der gesetzli-
chen Bundesleistungen an die Renfenversiche-
rungsanstalten nur in Form von Bundesschuld-
verschreibungen zu erfüllen. Durch die Blockie-
rung von Mitteln wird die finanzielle Handlungs-
freiheit der Rentenversicherungsanstalten be-
denklich eingeschränkt. Die Erfüllung von Auf-
gaben, die im unmittelbaren Interesse der Ver-
sicherten hegen, wie u. a. die für die Erhal-
tung und Wiederherstellung der Arbeitsfähig-
keit so wichtigen Gesundheits- und Heilfürsorge-
maßnahmen, die Finanzierungshilfen für den so-
zialen Wohnungsbau und für die Verbesserung
des Berufsverkehrs, ist dadurch in Frage gestellt.
Der DGB-Bundeskongreß protestiert gegen die
Fortsetzung dieses Zwangsanleihe-Verfahrens.
Die den Rentenversicheungsanstalten gesetzlich
zustehenden Bundesmittel sind keine Finanz-
reserve des Bundes.

Wohnungspolitik

Die Delegierten des 7. Ordentlichen Bundeskon-
gresses beobachten mit Sorge die sozialen Här-
ten, die sich aus dem bisherigen Vollzug der
sogenannten Abbaugesetze durch die Freigabe
der Mieten und durch die weitgehende Beseiti-
gung des Mieterschutzes ergeben haben Sie wie-
derholen die Forderung, den weiteren Vollzug
des .Lücke-Planes" sofort auszusetzen und zu-
nächst eine sorgfältige Analyse der Versorgungs-
lage auf den örtlichen Wohnungsteilmärkten
vorzunehmen.
Die schematische Defizitredinung, mit welcher
bislang die .schwarzen Kreise" in .weiße Krei-
se" verwandelt wurden, ist keine Basis für eine
sozialgerechte Wohnungspolitik.
Der Wohnungsmarkt kann erst dann freigegeben
werden, wenn ein Überhang angebotener Woh-
nungen von mindestens 3 Prozent auf den örtli-
chen Teilmärkten vorhanden ist. Behausungen,
die den allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohnverhältnisse nicht entsprechen, sind von der
Zahl der verfügbaren Wohnungen abzusetzen.
Durch die Freigabe der Mieten für Altbauwoh-
nungen, mittlerweile auch in den .schwarzen
Kreisen", und durch die Steigerung der Sozial-
mieten sind vor allen Dingen Bevölkerunasgrup-
pen mit niedrigen Einkommen, Kinderreiche und
Rentner in Bedrängnis geraten. Die bisherige
Wohngeldregelung reicht nicht aus, um die Mehr-
belastungen der Haushalte auszugleichen. Sie
muß deshalb gründlich verbessert und verein-
facht werden.
Die Delegierten des 7. Ordentlichen Bundeskon-
gresses protestieren gegen die Kürzung der öf-
fentlichen Mittel für den Sozialen Wohnungsbau
und gegen die Zweckentfremdung der Rückfluß-
mittel aus dem Sozialen Wohnungsbau. Es gibt
noch immer breite Bevölkerungsschichten, die auf
Wohnungen mit niedrigen Mietpreisen angewie-
sen sind. Diese Menschen sind nicht in der Lage,
die auf dem freien Wohnungsmarkt geforderten
Mieten zu zahlen.
Die ungezügelte Steigerung der Baulandpreise
ermöglicht und provoziert die Bodenspekulation.
Die drastische Steigerung der Mietpreise, die
die Lebenshaltung vieler Familien schwer be-
lastet, ist nicht zuletzt auf diese Spekulation zu-
rückzuführen. Es müssen endlich gesetzliche
Handhaben geschaffen werden, um die Boden-
spekulation zu unterbinden.
Um die örtlichen Wohnungsmärkto für jeder-
mann durchsichtig zu machen, müssen öffentliche
Meldestellen für alle frei werdenden Wohnun-
gen eingerichtet werden.
Die mit öffentlichen Mitteln geförderten Sozial-
wohnungen müssen in jedem Falle denjenigen
Familien Vorbehalten bleiben, die wegen ihres
geringen Einkommens auf solche Wohnungen
angewiesen sind.
Der DGB-Bundesvorstand wird beauftragt, seine
bisherige Wohnungspolitik fortzuführen Er wird
beauftragt, die einseitig informierte Öffentlich-
keit über die Hintergründe und Auswirkungen
der von der Bundesregierung betriebenen Woh-
nungspolitik in geeigneter Form aufzuklären.
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Blick in die Welt

Erfolg der britischen Seeleute

Der britische Seeleutestreik ist nach
sechseinhalb Wochen Dauer am 29. Juni
beendet worden. Beide Seiten, die
Seeleutegewerkschaft NUS und die
Reederverbände, einigten sich auf den
Kompromißvorschlag eines von der
britischen Regierung eingesetzten Un-
tersuchungsausschusses. Dieser Vor-
schlag, den sich die Reeder zu eigen
machten, sieht die Verkürzung der
gegenwärtigen 56-Stunden-Woche auf
See in zwei Etappen auf 40 Stunden
vor. Die Arbeitszeit soll danach sofort
auf 48 und im Juni 1967 auf 40 Stun-
den reduziert werden. Die Uberstun-
denregelung ist so vorgesehen, daß
die Seeleute auf einen Mehrverdienst
von rund 9,5 Prozent kommen. Ferner
sollen vier zusätzliche Urlaubstage
gewährt werden.

Die NUS-Gewerkschaft hatte folgende
Forderungen erhoben: Sofortige Ein-
führung der 40-Stunden-Wochen und
Anerkennung jeder weiteren Stunde
als Überstunde mit einer effektiven
Lohnerhöhung von 16 Prozent, Ver-
längerung des Urlaubs und Änderung
der unwürdigen, zum Teil mittelalter-
lichen Rechtsordnung für Seeleute.

Der Streik wurde seit Anfang Mai
mit unverminderter Intensität ge-
führt. In den britischen Häfen lagen
fast 900 Schiffe fest, die von über
25 000 Seeleuten verlassen wurden.
Die Gewerkschaft hatte angedroht,
den Streik zu verschärfen, falls die
Reeder kein Entgegenkommen zei-
gen. Während nur britische Schiffe,
die Heimathäfen anlaufen, bestreikt
worden waren, sollten die Kampf-
maßnahmen möglicherweise auf
alle britischen Schiffe überhaupt so-
wie auf die Küstenschiffahrt und
auf ausländische Schiffe, die nach
Großbritannien kommen, ausge-
dehnt werden.

Das Exekutivkomitee der NUS hatte
alle ausländischen Seeleutegewerk-
schaften aufgefordert, Solidarität mit
ihren britischen Kollegen zu üben. Die
Gewerkschaften der Seeleute in Nor-
wegen, Finnland und Schweden haben
sich grundsätzlich zu einer Blockade
aller britischen Schiffe bereit erklärt,
wenn eine entsprechende Aufforde-
rung der Internationalen Transport-
arbeiterföderation, der Dachorganisa-
tion der nationalen Transportarbeiter-
gewerkschaften, ergeht. Uber prak-
tische Schritte der Solidarität, wie den
Boykott britischer Schiffe durch die
Hafenarbeiter und Seeleute, hat auch
der Hauptvorstand der Gewerkschaft
öffentliche Dienste, Transport und
Verkehr in der Bundesrepublik in
zwei Sitzungen beraten. Die Gewerk-
schaft hat den britischen Kollegen zur
Stärkung des Streikfonds 50 000 DM
überwiesen.

Aufstand holländischer Bauarbeiter

Holland erlebte Mitte Juni die heftig-
sten Unruhen nach 1945. In den Städ-
ten Amsterdam und Den Haag demon-
strierten Bauarbeiter gegen eine so-
ziale Ungerechtigkeit, wobei es in
Amsterdam zu schweren Zusammen-
stößen mit Polizei und Militär kam,
die ein Todesopfer forderten. 65 Per-
sonen wurden zum Teil schwer ver-
letzt und 25 verhaftet. Während der
Protestaktion der Amsterdamer Bau-
arbeiter schalteten sich mehrere tau-
send Jugendliche — mit zum Teil recht
unterschiedlichen Motiven — in die
Auseinandersetzungen mit der Polizei
ein.

Den Anlaß dieser Bauarbeiterproteste
— es handelt sich dabei um gewerk-
schaftlich nicht organisierte — bildete
eine neue Regelung, wonach erstmals
in diesem Jahr zwei Prozent vom Ur-
laubsgeld als Verwaltungskosten von
der auszahlenden Instanz einbehalten
wurden. Seit 1930 gibt es im hollän-
dischen Baugewerbe eine Urlaubskas-
se, die rund 300 000 Mitglieder zählt.
Die Bauarbeiter erwerben im Laufe
des Jahres sogenannte Urlaubsmarken,
die sie bei Antritt des Sommerurlaubs
bei dieser Urlaubskasse einlösen. Der
Sommerurlaub wird in Holland von
allen Bauarbeitern gleichzeitig ange-
treten.

Im vergangenen Jahr vereinbarten Un-
ternehmer und Gewerkschaften, die
die Urlaubskasse verwalten, in einem
neuen Tarifvertrag, daß von allen Mit-
gliedern der Urlaubskasse 2 Prozent
Verwaltungskosten einbehalten wer-
den. Das sind 15 bis 20 Gulden. Für
die gewerkschaftlich organisierten
Bauarbeiter übernehmen die Gewerk-
schaften diese 2 Prozent, so daß Ge-
werkschaftsmitglieder ihr volles Ur-
laubsgeld erhalten.

Die nichtorganisierten Bauarbeiter
verlangten bei der Einlösung ihrer
Urlaubsmarken die volle Auszah-
lung des Urlaubsgeldes wie in den
vergangenen Jahren. Als ihnen dies
verwehrt wurde, machte sich die
Empörung in spontanen Kund-
gebungen und Demonstrationen
Luft.

Die Auseinandersetzungen in Amster-
dam und Den Haag dürften ein an-
schauliches Beispiel dafür gewesen
sein, was bei den Bestrebungen, die
gewerkschaftlich organisierten Arbeit-
nehmer den nichtorganisierten mate-
riell vorzuziehen, herauskommen kann.
Auch in der Bundesrepublik versuchen
die Gewerkschaften bekanntlich, durch
materielle Besserstellung der organi-
sierten Arbeitnehmer einen morali-
schen Druck auf die Nichtorganisierten
auszuüben, damit diese in die Gewerk-
schaften eintreten. Während das bis-
her in der Bundesrepublik nicht ge-
lungen ist, muß der „Erfolg" der hol-
ländischen Gewerkschaften im Lichte
der Amsterdamer Ereignisse doch be-
denklich stimmen.

Streiks auch in Italien

Italien erlebte im Juni eine Reihe von
Streiks zur Durchsetzung höherer Löh-
ne und sozialer Verbesserungen im
Bereich des öffentlichen Dienstes und
der Industrie mit staatlicher Beteili-
gung. So streikten die Eisenbahner und
Schrankenwärter je 24 Stunden an
zwei aufeinanderfolgenden Tagen, so
daß praktisch 48 Stunden lang der Zug-
verkehr zum Erliegen kam. Ebenfalls
48 Stunden legten die Postbedienste-
ten die Arbeit nieder.

Dem Streik bei Post und Bahn folgten
Arbeitsniederlegungen der Metall-
arbeiter in Staatsbetrieben und Unter-
nehmen mit staatlicher Beteiligung.

Entwicklungstendenzen
des Spätkapitalismus

Unter diesem Titel legt Heinz Seeger eine Broschüre vor, in der er zusammen
mit den DDR-Gesellschaftswissenschaftlern Dr. Hemberger, Prof. Dr. Maier, Dr.
Petrak, Prof. Dr. Reinhold und Dr. Schwank eine Analyse der spätkapitalisli-
schen Ordnung in der Bundesrepublik vornimmt. Die Broschüre ist ein inter-
essanter Beitrag zu der Diskussion um Bewegungsformen und Perspektive des
— wie die Autoren sagen — „staatsmonopolistischen Kapitalismus".

Kann der Kapitalismus mit seinen inneren Widersprüchen fertig werden? Ist
die zyklische Überproduktionskrise verschwunden? Wird es wieder katastro-
phale Wirtschaftskrisen geben? Wie sollen sich die Gewerkschaften im Spät-
kapitalismus verhalten? — Auf diese und andere Fragen versucht die Broschüre
eine realistische Antwort zu geben. Sie enthält auch die Thesen zu dem 1965
im Dietz-V erlag (Ostberlin) erschienenen Buch „Imperialismus heute", das im
östlichen und westlichen Ausland gleichermaßen Interesse und Widerspruch
fand.

„Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus“, 88 Seiten stark, 3,— DM; zu
beziehen durch Heinz Seeger, 799 Friedridishaien, Erlenweg 3/9.
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Berliner Beschluß gilt unverändert

Dor IG Metall-Vorsitzende Otto Brenner bekräf-
tigt in Nr. 13 der Zeitung „Metall" vom 28. Juni
1966 mit Nachdruck Aussage und Verbindlich-
keit der Entscheidung des 7. DGB-Kongresses
gegen die Notstandsgesetzgebung. Brenner in-
terpretiert den später gefaßten Beschluß des
DGB-Bundcsausschusses, der gewerkschaftliche
Einflußnahme auf die Bonner Notstandspläne vor-
sieht, wie folgt:

,Der dem Bundesausschuß unler-
/l\ breitete Vorschlag des Bundes-

Vorstandes vom 7. Juni bezieht
/X-<\ sich unmißverständlich auf Wort-
/\ laut und Inhalt der Entschlie-

ßung 16 des Berliner Kongresses
zur Notstondsgesetzgebung. Die

vom Bundesvorstand gebildete Kommission er-
hält die Aufgabe, auf der Grundlage und im
Geiste der Berliner Entschließung die gewerk-
schaftliche Auffassung gegenüber den Bundes-
tagsfraktionen und der Regierung sowie in der
Öffentlichkeit zu vertreten. Damit hat der Bun-
desausschuß klargestellt, welches der Ausgangs-
punkt der Polilitik und der praktischen Maß-
nahmen des DGB in der Notstondsfrage ist.
Darüber kann es keinen Zweifel geben Die Ge-
werkschaften werden olle Notstandsfragen und
besonders die Entwürfe der Bundesregierung auf
der Grundlage der Berliner Entschließung kriti-
sieren und dazu Stellung nehmen Sie werden
dafür zu sorgen haben, daß die volle Wahrheit
über die Notstandsgesetze, auch über die bereits
verabschiedeten sieben sogenannten einfachen
Gesetze, der Bevölkerung bekannt wird. Wenn
die Bundesregierung ihre neuen Gesetzentwürfe
vorlegt, wird sich zeigen, daß in diesen Ent-
würfen so ziemlich dasselbe steht, was uns
Höcherl schon vorgesetzt hat.

Es gilt also, auf der Hut zu sein und die Bun-
desregierung aufzufordern, daß sie ihre Pläne
offen auf den Tisch legt. Ich bin fest davon über-
zeugt, daß dann die Front jener noch größer
werden wird, die begriffen haben, welche Ge-
fahren unserer demokratischen Grundordnung
durch die Notstandspläne drohen und wie be-
rechtigt die Ablehnung durch die Gewerkschaf-
ten ist.*

Vorbildlich für faschistische Staaten

Scharfe Kritik an den Notstandsplänen der Bun-
desregierung übt dicGewerkschaftszeitung „druck
und papier" in der Nummer 12 vom 6. Juni 1966.
Das Blatt schreibt:

..Kurz vor Beginn des DGB-Bun-
deskongresses in Berlin hielt es

I ■■ Bundesinnenminister Lücke für
angebracht, die Gewerkschaften
in der Notstondsfrage zu erpres-
sen. Hat er sich schon mit dem
Abbau der Wohnungszwangs-

wirtschaft, für die er als Wohnungsbauminister
verantwortlich war, einen unrühmlichen Namen
gemacht, so empfiehlt er sich nun mit dem im
Innenministerium vorbereiteten Abbau der Demo-
kratie als Musterminisior für faschistische Staa-
ten. Leider bestehen keine Aussichten, daß
Lücke, Jäger und Konsorten sich nach Südwesten
absetzen, sondern vielmehr autoritäre Regie-
rungsformen hierzulande mit aller Gewalt ein-
führen.

. . . Man überlegte sich, wie bei passender
Gelegenheit die |unge Demokratie wieder abge-
würgt und stattdessen eine formierte Gesell-
schaft etabliert werden kann. Wie man die
Grundrechte, die dem Menschen angeblich von
Geburt an zustehen, einschränkt; wie man alle
Männer endlich wieder unter Befchlsgewalt be-
kommt; wie man die Kritik mundtot macht -
das hat man sich überlegt.

Sind das die berühmten Gemeinschaflsaufgaben?
Wir halfen uns darunter etwas anderes vorqe-
stellt: Bildungsnotstand, blauer Himmel über
Rhein und Ruhr, saubere Gewässer, bessere
Schulen, mehr Krankenhausbetten, menschenwür-
digere Renten. Nein, in Bonn denkt man nicht
an das Morgen, sondern an das übermorgen,
das nach Regierungsauffassung bestimmt ganz
fürchterlich sein wird. Wir stimmen da zu, aber
es ist schon heute fürchterlich: Wenn eine de-
mokratische Regierung gewillt ist, die Vcrfas-
slungÄ5ir-Wochen - und sei es auch auf Geheiß
der Alliierten -, dann bringt sich diese Regie-
rung um ihro Legitimationen.

cS. sLeJ'j s'c^ unwi11kürIich die Frage, was die
bchubladenverordnungen uns noch bescheren
weraen, da die einfachen Notstandsgesetze 

schon tief und spürbar in unser Leben eingrei-
fen Luftschutz, straffe Lenkung der Wirtschaft,
Einschränkung der Bewegungsfreiheit, Zivil-
schutzkorps, Sicherstellung der Ernährung, wo-
bei selbst wildwachsende Nahrungsmittel dem
staatlichen Zugriff nicht entzogen sind. Ist das
noch nicht genug der Vorsorge? Will man auch
Internierungslager (um es vornehm zu formulie-
ren) einnchten? Die Todesstrafe für alle ein-
führen, die Nachdenken und zum Widerstand
gegen die Regierung aufrufen, weil sie selbst
die Verfassung verrät?"

Die Öffentlichkeit über

Notstandsgesetze aufklären

Das Zentralblatt der IG Chemie-Papier-Kera-
mik, „Gewerkschaftspost", berichtet in der Juli-
Ausgabe über die Auslegung des Beschlusses
gegen die Notstandsgesetzgebung durch den
DGB-Bundesausschuß und knüpft daran die For-
derung, jetzt die Öffentlichkeit über die Gefah-
ren der Notstandspläne aufzuklären:

.Am 7. Juni befaßte sich der
■l | Bundesvorstand des DGB mit

den Konsequenzen des Nein zur
Notstandsgesetzgebung, das von
der großen Mehrheit der Dele-
gierten des Berliner DGB-Kon-
gresses ausgesprochen wurde.

Der Bundesousschuß des DGB beschloß dann am
13. 6. in Recklinghausen zweierlei: Der DGB
wird sich Erörterungen der Notslandsgesetzge-
bung nicht entziehen, sei es in Gesprächen mit
der Bundesregierung oder den sogenannten hea-
rings des Parlaments bzw. seiner Ausschüsse
nach angelsächsischem Muster. Er wird dies tun
unter Aufrechterhaltung der Ablehnung von Not-
standsgesetzen, wie sie in Berlin beschlossen
wurden.

Zum zweiten beauftragte der Bundesausschuß
des DGB - die höchste Instanz des Deutschen
Gewerkschaftsbundes zwischen den Kongressen
- den DGB und die in ihm zusommengeschlos-
senen Gewerkschaften damit, die Mitgliedschaft
der Gewerkschaften und die Öffentlichkeit über
die Haltung des DGB in der Notstandsfrage
aufzuklären. Es ist klar, daß diesem zweiten
Teil des Beschlusses von Recklinghausen eine
besondere Bedeutung zukommt, weil unter den
gegebenen Voraussetzungen niemand anders die
breite Öffentlichkeit über die Gefahren der dro-
henden Nolslandsgeselzgcbung aufklären und
sie zu demokratischer Wachsamkeit aufrütte'n
kann als die mächtigste demokratische Massen-
organisation der Bundesrepublik, eben die deut-
schen Gewerkschaften.*

Nicht den Kopf in den Sand stecken

Die Gcwcrkschaftszcitung „druck und papier"
nimmt in der Nummer 13 vom 20. Juni 1966 die
ncofaschistischc NPD aufs Korn und schreibt
u. a.:

q , »Nunmehr 33 Jahre ist es her,
daß das nationalsozialistische
Regime in einer großangelegten

Jl Aktion die deutsche demokrati-
t***^pF sehe Gewerkschaftsbewegung

zerschlug, ihre aktiven Führer in
Zuchthäuser und Konzentrations-

lager steckte, viele ermordete. Rache war da ge-
wiß im Spiel, weil die Gewerkschaften von An-
fang an zu den entschiedensten Gegnern der
Nazibewegung gehört hatten. Der eigentliche
Grund aber war: Faschismus und freie, dem
Interesse der arbeitenden Menschen verpflichtete
Gewerkschaften sind, wie Feuer und Wasser,
ein Gegensatz in sich, sie schließen einander
aus.
Das gilt nicht nur für die Vergangenheit. Es ist
auch heute wieder hochaktuell: Die National-
demokratische Partei Deutschlands (NPD) - laut
Gerichtsurteil »Nachfolgeorganisation der Natio-
nalsozialisten' - sammelt immer mehr Anhänger
und in noch größerer Zahl Wähler um sich.
Eine Partei, deren Ziel es letztlich ist, in Deutsch-
land erneut ein faschistisches Regime zu errich-
ten. Zwar ist die NPD - auch das muß man
sehen - noch eine Splitterpartei. Damit aber
sich zu trösten und weiter den Kopf in den Sand
zu stocken, das hieße, nicht nur die Demokratie,
sondern auch die Rechte der Arbeitnehmer in
Deutschland sowie ihro berufene Interessenver-
tretung, die demokratischen Gewerkschaften, ein
weiteres Mal in sträflichem Leichtsinn aufs Spiel
zu setzen.*

Viefnam-Krieg zerstört

Johnsons Ansehen

Uber die wachsende Unzufriedenheit der US-
amerikanischen Bevölkerung mit der Washingto-
ner Vietnam-Politik und der Person Präsident
Johnsons berichtet in Nr. 12 vom 14. Juni 1966
die Zeitung „Metall", das Organ der Industrie-
gewerkschaft Metall in der Bundesrcpublik:

„Eine Umfrage in den Vereinigten Staaten er-
gab, daß 54 Prozent der Ansicht sind, die USA-
Truppen sollten aus Südvietnam zurückgezogen
werden, wenn die inneren Kämpfe in diesem
Land in größerem Umfang weitergehen. Nur 28
Prozent waren für Fortsetzung der US-Interven-
tion und 18 Prozent wußten keine Antwort. Die
Frage, ob die Vereinigten Staaten, wenn eine
südvietnamesische Regierung sich zur Einstel-
lung der Kämpfe entschließt, den Krieg allein
fortsetzen oder sich zurückziehen sollten, beant-
worteten sogar 72 Prozent mit ,Zurückziehen'!
Noch diesem Ergebnis ist es kein Wunder, daß
eine Umfrage des bekannten Gallup-Instituts
für Meinungsforschung in den USA ergab, daß
nur noch 46 Prozent der Amerikaner, also weni-
ger a’s die Hälfte mit der Amtsführung Präsi-
dent Johnsons einverstanden sind.*

Der Einfluß des Staates

In der Juni-Ausgabe der „Gewerkschaftlichen
Monatshefte" des DGB erläutert das Mitglied
des geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes
Wilhelm Haferkamp die wirtschaftspolitischen
Grundsätze der Gewerkschaften. Haferkamp cha-
rakterisiert dabei die im Spätkapitalismus typi-
schen wachsenden Eingriffe des Staates in die
Wirtschaftsabläufe zugunsten der dominierenden
Monopole:

»In der Bundesrepublik besteht
eine Wirtschaftsordnung, in wel-
eher die wirtschaftlich Stärkeren

I II J den Wettbewerb beseitigen, be-
hindern oder ihm ausweichen
können, und in welcher der

Staat zum Vorteil von Interessengruppen
ständig in die Wirtschaftsabläufe eingreift.
a) Gestörter Wettbewerb
Der Wettbewerb ist in weiten Bereichen unserer
Wirtschaft gestört
durch sogenannte Marktordnungen im Agrar-
sektor
durch Karlellabsprachen
durch die Preisbindung zweiter Hand
durch marktbeherrschende Unternehmen
durch die Unübersichtlichkeit der Warenmärkte
für den Verbraucher.
Um sich der .Bewährung im Wettbewerb' zu ent-
ziehen, scheuen die wirtschaftlich Stärkeren nicht
davor zurück, den Wettbewerb einzuschränken,
zu behindern oder robust zu bekämpfen - etwa
durch Lieferboykott oder durch gerichtliches Vor-
gehen gegen .Preisbrecher'.
Die Maßnahmen von Gesetzgeber und Regie-
rung zur Herstellung und Sicherung des Wett-
bewerbs sind seit Jahren ungenügend. Die Fol-
gen dieses politischen Versagens treffen in stei-
gendem Maße die wirtschaftlich Schwachen. Sie
gehen in Form von Preissteigerungen und Geld-
entwertung vor allem zu Lasten der Arbeitneh-
mer, Rentner und Pensionäre.
b) Eingriffe des Staates
Der Staat greift in zunehmendem Maße in die
Wirtschaft ein. Er tut es vor allem dann( wenn
es darum geht, die Sonderinteressen bestimmter
Gruppen zu fördern:
Er sieht sich gezwungen, Schutzmaßnahmen für
diejenigen zu ergreifen, denen das Risiko im
Wetlbewerb lästig wird; die leidenschaftlichen
Bekenntnisse zur Unabhängigkeit des freien Un-
ternehmertums sind in solchen Fällen nicht mehr
zu hören.
Er gewährt Subventionen in hohen Milliarden-
beträgen; deren Empfänger können solche Staats-
eingriffe offenbar ohne weiteres mit dem Prinzip
des Leistungswettbewerbs, mit der Privatinitia-
tive und mit dem Risiko des Unternehmers ver-
einbaren.
Er beschließt oder billigt Preiserhöhungen zu-
gunsten der Einkommcnssteigerunq bestimmter
Gruppen, etwa für Landwirte und Hausbesitzer,
und verlangt gleichzeitig, daß die davon be-
troffenen Arbeitnehmer und Verbraucher wie auch
die Lohnpolitik solche zusätzlichen Belastungen
hinnehmen müssen.
Es kann nicht bestritten werden: Theorie, Ideo-
logie und Wirklichkeit der sogenannten Sozialen
Marktwirtschaft klaffen weit auseinander.*
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TERMIN

KALENDER

Offenes Ohr für Anregungen

Deutsche Arbeiterkonferenzen sollen verbessert werden

■ 28. August — 2. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Holz in München

■ 4.—9. September

Wir haben uns gefreut, daß in Ihrer Zeitschrift Nr. 4/1966 die Deutsche Arbeiter-
konferenz eine positive Würdigung erfahren hat, und möchten uns dafür bedan-
ken. Mit Interesse haben wir diesen Beitrag gelesen, der die neuen Nuancen
dieser Konferenz hervorhebt.

Gewerkschaftstag der IG Chemie-
Papier-Keramik in Dortmund

■ 11.—16. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Nahrung, Genuß, Gaststätten in
Bremen

■ 13.—16. September
Betriebsräte- und Vertrauensleute-
konferenz der IG Metall in Karls-
ruhe

„Automation — Risiko und Chance”

Unter diesem Titel hat die Europäische
Verlagsanslalt, Frankfurt/M., die Pro-
tokolle der zweiten internationalen
Arbeitstagung der IG Metall über Ra-
tionalisierung, Automatisierung und
technischen Fortschritt, die im März
1965 in Oberhausen stattfand, heraus-
gebracht.

.Alle Fachleute sind sich darüber
einig, daß die Schul- und Berufsaus-
bildung der Bundesrepublik den An-
sprüchen einer sich technisch schnell
ändernden Arbeitswelt nicht mehr ge-
recht wird. Die Schulzeit ist zu kurz,
und die Qualität von Schule und Lehre
ist unzureichend. Zehntausende von
jungen Menschen werden nicht nur
schlecht, sondern auch in Berufen ohne
Zukunft ausgebildet. Ihre Energien
und Hoffnungen werden auf Ziele ge-
lenkt, die keine sind." Diese Wahrheit,
die der IG-Metall-Vorsitzende Otto
Brenner auf der Automationstagung
aussprach, geht Millionen Menschen
an und hat sie hellhörig gemacht.

In dem umfangreichen Werk sind die
Reden und Diskussionsbeiträge von
Fachleuten aus dem In- und Ausland
enthalten. Von unschätzbarem Wert
sind vor allem für den Gewerkschafter
die vielen Fakten und Anregungen,
die von ihnen zum Thema Automation
beigesteuerl wurden. Das zweibändige
Werk „Automation — Risiko und
Chance“ enthält zu diesem Thema so
ziemlich alles, was heute an gesell-
schafts- und sozialpolitischen Erkennt-
nissen von Wert ist.

Wie wirkt der technische Fortschritt
auf die Wirtschaft der Bundesrepublik
und die anderer Länder des westlichen
Auslands? Welche Wirkungen strah-
len auf die Sozial-, Arbeitsmarkt- und
Gesundheitspolitik aus? Wie müssen
für Gegenwart und Zukunft die Bil-
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In seinem Bericht stellt Heinz Czymek
einige Überlegungen an, die wir auf
unserer nächsten Tagung des Ständi-
gen Ausschusses der Deutschen Arbei-
terkonferenz und bei der Vorbereitung
der nächsten Konferenz berücksichtigt
werden. Der Dialog zwischen SED und
SPD hat das offene Gespräch zwischen
den Arbeitern und Gewerkschaftern
beider deutscher Staaten zu den Grund-
fragen unserer Nation — Frieden, De-
mokratie und Verständigung — be-
lebt und beeinflußt. Daran können und
werden die Arbeiterkonferenzen nicht
vorbeigehen.

Es war und ist das oberste Anliegen
der Deutschen Arbeiterkonferenzen
und ihres Ständigen Ausschusses, für
Frieden und Verständigung in Deutsch-
land zu wirken. Deshalb haben wir für
alle Anregungen und Vorschläge, die
dazu dienen, daß die Deutschen Arbei-
terkonferenzen dieser Aufgabe noch
besser gerecht werden, ein offenes
Ohr. Sicher wäre es gut, wenn auch in
Ihrer Zeitschrift viele Arbeiter und
Gewerkschafter zu Wort kämen und
so aktiv in das sich entwickelnde Ge-
spräch eingreifen.

Zur Vorbereitung der nächsten Arbei-
terkonferenz wäre es wünschenswert,
wenn recht viele westdeutsche Arbei-
ter, Gewerkschafter und Sozialdemo-
kraten dem Ständigen Ausschuß ihre
Meinungen und Vorschläge mitteilen 

düng und Ausbildung, wie muß die
Tarifpolitik der Gewerkschaften be-
schaffen sein? Welche Position müssen
in diesem technischen Wandlungspro-
zeß der Produktion die Gewerkschaf-
ten einnehmen? — Diese und andere
Problemkreise hat die Automations-
konferenz ausführlich untersucht, und
was noch wichtiger ist: Es wurden Lö-
sungsmöglichkeiten aufgezeigt, deren
Befolgen durch alle Beteiligten der
Volkswirtschaft sicherstellen kann, daß
die Automation nicht zum Risiko, son-
dern zur Chance wird.

Das vorliegende Werk, in der redak-
tionellen Bearbeitung von Dr. Günter
Friedrichs, sollte sich im Besitz jedes
aktiven Gewerkschafters, Wirtschafts-
und Sozialpolitikers befinden.

„Automation — Risiko und Chance“,
zwei Bände, 1172 Seiten, Leinen 58,—
DM, kart. 29,60 DM, Europäische Ver-
lagsanstalt, 6 Frankfurt/Main, Elbe-
straße 46.

würden. Das Gespräch zwischen SED
und SPD nur zu begrüßen oder es nur
zu beobachten, reicht doch nicht. Die
Sicherung des Friedens und die glück-
liche Zukunft unserer Nation verlan-
gen heute das tätige Eingreifen in den
Gang der Ereignisse.

Dazu gehört als erster Schritt die Teil-
nahme an der offenen Aussprache zwi-
schen den Arbeitern, der Arbeiter-
jugend, den Gewerkschaften, den Bau-
ern, der Intelligenz, zwischen den Mit-
gliedern und Freunden der SED und
der SPD über die Sicherung des Frie-
dens und den Weg zu einem friedlie-
benden, einheitlichen Deutschland. Si-
cher würde das Auftreten von profi-
lierten Gewerkschaftern aus der Bun-
desrepublik auf der nächsten Deut-
schen Arbeiterkonferenz die Verstän-
digung der Arbeiterorganisationen
beider deutscher Staaten sinnvoll un-
terstützen.

Mit kollegialem Gruß!
Ständiger Ausschuß der Deutschen
Arbeiterkonferenzen
Bodo Schulz, Berlin

Zu guter Letzt:

„Es ist nicht einzusehen, warum 300
Millionen NATO-Europäer sich von
180 Millionen Amerikanern beschützen
lassen müssen, um vor 200 Millionen
friedfertiger Russen nicht zittern zu
müssen.“

Das fragt Franz Josef Strauß, CSU-
Vorsilzender. Ja, warum wohl, so fra-
gen wir uns auch, besonders, wenn wir
an die sogenannte Devisenhilfe den-
ken, die aus den Taschen der Steuer-
zahler für die amerikanische Besat-
zungsarmee in die USA fließt.
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^FORMATIONEN UND KOMMENTARE
UJR WIRTSCHAFTS- UND SOZIALPOLITIK

Obwohl die SPD in Nordrhein-Westfalen einen ihrer besten Wahlsiege errang,
haben die CDU und die FDP ihr den Weg zur Regierung verlegt. Mit einer

Stimme Mehrheit — genau wie die erste Wahl Adenauers zum Bundeskanzler —
ist Meyers zum Ministerpräsidenten in Nordrhein-Westfalen gewählt worden.
Damit ist entgegen dem Willen des Wählers die alle CDU/FDP-Koalition wieder
zum Zuge gekommen. Der SPD hat es nichts genutzt, daß sie nach ihrem Wahl-
sieg der CDU politische Konzessionen gemacht hat. Es hat ihr nichts genutzt,
daß sie, um die CDU zur großen Koalition zu bewegen, die Deutschlandpolitik
der Bonner Regierung, den anmaßenden Alleinvertrelungsanspruch, unterstützte
und dem provokatorischen Gesetz über das „freie Geleit“ für die Redner der
SED zugestimmt hat: die CDU hält die Sozialdemokraten eisern von der Regie-
rungsgewalt fern. An dieser Tatsache ändern auch alle Entrüstungsslürme der
Sozialdemokraten nichts und der Vorwurf, die Handlungsweise der CDU in Nord-

rhein-Westfalen sei undemokratisch.
Wann hätte sich die CDU/CSU in der

SPD in
Nordrhein

bundesdeutschen Geschichte jemals et-
was daraus gemacht, ungeschriebene
Gesetze der Demokratie zu ignorie-
ren, wenn es sich darum handelt, die
Macht weiter in der Hand zu behalten.
Der Fraktionssprecher der sozial-
demokratischen Fraktion im nordrhein-
westfälischen Landesparlament, Kühn,
hat — ebenso wie Erler für die SPD-
Bundestagsfraktion — nunmehr eine
harte Opposition angekündigt. Das ist
nur zu hoffen, denn damit würde sie

nichts anderes als den Auftrag ihrer Wähler erfüllen. Es kommt aber nicht allein
auf die harte Opposition an, an die viele nicht glauben, denn die bisherigen
Erfahrungen haben gezeigt, daß sich die SPD noch nie zu einer konsequenten
Opposition aufschwingen konnte. Es gehört dazu auch, eine Alternative zur
Politik der CDU/CSU zu entwickeln. Davon ist aber leider bisher nur wenig zu
spüren.

wurde geprellt

Die Monologe der drei SPD-Vorsitzenden vor dem westdeutschen Fernsehen, die
der Bevölkerung als Ersatz für die Diskussionen in Karl-Marx-Stadt und Han-
nover geboten wurden, konnten nicht darüber hinwegtäuschen, daß die SPD vor
allem keine Alternative zur Deutschlandpolitik der Bonner Regierung präsen-
tieren konnte. Zwar hat Herbert Wehner davon gesprochen, man müsse nach
Formen des Miteinanderlebens suchen, und gleichzeitig festgeslellt, daß keine
Seite der anderen ihren Willen aufzwingen könne, aber derartige Erklärungen
stehen in einem eklatanten Widerspruch zu dem, was der Parteivorstand der
SPD und die Bundeslagsfraktion praktiziert. Wer nach Formen des Miteinander-
lebens sucht, muß zunächst einmal offiziell von der Existenz des Partners Kennt-
nis nehmen und auf den Anspruch verzichten, für ihn mitsprechen zu wollen.
„Normale Verhältnisse“, wie sie Willy Brandt in der Fernsehrede gefordert hat,
wird man nur herslellen können, wenn, um noch einmal ein Wort Brandts zu
benutzen, „vernünftige Folgerungen“ aus 'den politischen Realitäten gezogen
werden.

Jetzt bleibt nur die Hoffnung, daß der Parteivorstand der SPD nach diesem
neuerlichen Fußtritt durch die CDU in Nordrhein-Westfalen sich endlich von der
Politik der Gemeinsamkeilen mit jenen abwendet, denen man jetzt mit Recht
undemokratische Haltung vorwirft, um seine Freunde dort zu suchen, wo sie
wirklich zu finden wären: in der Arbeiterschaft in den beiden Deutschland. <sr
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Demagogie

Bei den seit Tagen tobenden Kämpfen
der Neger in den USA gegen eine re-
aktionäre Horde von weißen Rassisten
sind in den verschiedenen Städten sie-
ben Menschen getötet und einhundert
verletzt worden, zahlreiche darunter
sehr schwer. In Cleveland im Bundes-
staat Ohio wurde der Ausnahme-
zustand verhängt, und in zahlreichen
Städten ist die Polizei durch Soldaten
der Nationalgarde verstärkt worden.
Bezeichnend für den Charakter der
blutigen Auseinandersetzungen ist die
Tatsache, daß bisher nur Farbige ge-
tötet wurden.

Die Rassenunruhen in den USA, bei
denen es um nichts anderes geht, als
daß die farbige Bevölkerung ihre
Gleichberechtigung verlangt, sind ein
Beispiel für die politische Demagogie
der Johnson-Administration. Sie führt
in Vietnam, wo sie nichts verloren hat
und vom Volk nicht gerufen wurde,
einen grausamen Krieg, um angeblich
die Freiheit aufrecht zu erhalten, die
sie augenscheinlich im eigenen Land
für die farbige Bevölkerung nicht zu
sichern vermag. okolus
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